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Der neue Staatshaushalt 


Ws. In den Sejimkommissionen haben mit Beginn dieses Jahres 
auch wieder die Debatten über den neuen Staatshaushaltsplan für 
1933/34 eingesetzt und werden sehr lebhaften Widerhall in den bevor- 
stehenden Vollsitzungen finden. Das Interesse der breiten Oeffent- 
lichkeit für den Staatshaushalt ist in den letzten Jahren zweifellos 
gestiegen, da in immer stärkerem Masse der Staat Einfluss auf das 
Wirtschaftsleben genommen hat und das Wohl und Wehe seiner 
Ben somit ein entscheidender Faktor der gesamten Volkswirt- 
Schaft ist. 


Die ersten Veröffentlichungen über das neue Budget, das dem 
Parlament in dieser Woche vorgelegt wird, wurden nicht sehr 
freudig begrüsst. Zum ersten Mal seit einer Reihe von Jahren 
schliesst der Voranschlag für 1933/34 wieder mit einem sehr bedeu- 
tenden Defizit von etwa 351 Millionen Zloty ab. An ordentlichen 
und ausserordentlichen Ausgaben werden für das kommende Jahr 
etwa 2440 Millionen Zloty vorgesehen, an Einnahmen insgesamt 
etwa 2090 Millionen Zloty. Das Bemerkenswerte an diesen Zahlen 
ist, dass während die Ausgaben sich gegenüber dem Vorjahre in fast 
unveränderter Höhe erhalten haben, die Einnahmen um etwa 20% 
verringert werden mussten. Trotzdem kann man sich an Hand der 
genaueren Zahlen des Voranschlages überzeugen, dass verschiedene 
Einnahmepositionen noch zweifellos zu hoch angesetzt sind und ihr 
Minderertrag der Finanzpolitik des Staates auch im kommenden 
Haushaltsiahr erhebliche Sorgen bereiten dürfte. u 


In fast völlig unveränderter Höhe sind die Ausgaben des Kriegs- 
ministeriums im neuen Voranschlag eingesetzt und zwar mit rd. 
833 Millionen Zloty. Vor zwei Jahren, d. h. im Haushaltsjahr 1931/32, 
beliefen sich die Ausgaben des Kriegsministeriums nur auf 761 Mil- 
lionen Złoty. Trotz erheblich verringerter Kosten für den Unterhalt 
des Militärs sowie für die Anschaffung von Rüstungsmaterial sind 
also die Ausgaben für das kommende Wirtschaftsjahr um rd. 62 Mil- 
lionen Złoty höher als 1931/32, ein Jahr zweifellos noch besserer 
Wirtschaftslage als der heutigen. Der Voranschlag für Ausrüstungs- 
kosten der Armee allein ist von 186 Millionen im Jahre 1931/32 auf 
225 Millionen im Jahre 1933/34 erhöht worden. Wenn man die Rela- 
tivität dieser Zahlen berücksichtigt, so kommt man zu dem Schluss, 
dass Polen seine Armeeausgaben in den letzten zwei Jahren faktisch 
erheblich erhöht hat. Eine besondere Steigerung haben die Ausgaben 
für die Marine erfahren. Für Verpflegung der Marine waren im 
Jahre 1931/32 1,2 Millionen Złoty eingesetzt, im Jahre 1933/34 sind 
€s 1,6 Millionen Zloty, obwohl gerade die Lebensmittelpreise sehr 
erheblich gesunken sind. Für Materialausrüstung der Marine waren 
1231/32 rd. 3,8 Millionen Zloty vorgesehen, für 1933/34 sind es 17,7 
Millionen, also etwa das Fünffache. 


- Die grösste Bedeutung für Handel, Gewerbe und Landwirtschaft 
des Inlandes hat aber zweifellos der Haushaltsvoranschlag des 
Inanzministeriums. Für das kommende Haushaltsjahr sind an Ein- 
nahmen 1123 Millionen Zloty vorgesehen. Der tatsächliche Eingang 
des Jahres 1931/32 (die entsprechenden Ziffern für 1932/33 liegen noch 
nicht vor, da das Haushaltsjahr ja noch nicht abgeschlossen ist) 
belief sich auf 1276 Millionen Zloty, der Minderertrag im kommenden 
Jahre gegenüber dem Wirtschaftsiahr 1931/32 wird als an Steuern 
öffentlichen Abgaben und sonstigen Einnahmen des Finanzministe- 
mums nur auf 153 Millionen Złoty weniger, also auf etwa 88% der 
Linnahmen des Jahres 1931/32 geschätzt. Zweifellos spricht aus 
dieser Schätzung ein starker Optimismus der Finanzbehörden, denn 
Schon in abgelaufenen Haushaltsjahr dürfte der Minderertrag des 
Finanzministeriums an Steuern und Abgaben sich auf etwa 200 Mil- 
lionen Złoty belaufen. Allerdings hofft man wohl durch eine schär- 
fere Einziehung der Steuern besonders viel zu erreichen, und zu 
diesem Zwecke sind auch 10 Millionen Złoty an Exekutionsgebühren 
im Haushalt vorgesehen, die es mit Ausnahme des laufenden Haus- 


haltsjahres früher nicht gab. 


Die einzelnen Positionen der vorveranlagten Einnahmen 
des Finanzministeriums lassen darauf schließen, in welcher 
Richtung ungefähr der Weg der Steuerbehörden im bevor- 
stehenden Haushaltsjahre führen wird. An Grundsteuern sind 
54 Millionen Złoty als Einnahmen vorgesehen, obwohl in den 
früheren Jahren besserer Konjunktur, also 1930/31, nur 46 Mil- 
lionen Złoty, 1931/32 nur 45%, Millionen Złoty aus dieser 
Steuer einkamen. In einer Anmerkung wird im Haushalts- 
plan von der ‚zu erwartenden Liquidation der Rückstände 
aus dieser Steuer“ gesprochen, mit einer scharfen Hand der 
Behörden bei der Eintreibung ist in diesem Falle also mit Sicher- 
heit zu rechnen. Ähnlich verhält es sich bei der Steuer von 
stadtischen und einigen ländlichen Grundstücken. An Ein- 
nahmen sind aus dieser Steuer 60 Millionen Zloty vorgesehen, 
obwohl 1930/31 nur 52 und 1931/32 nur 50 Millionen Złoty ein- 
gingen. Der Optimismus der Behörden wird auch hier in einer 
Anmerkung erklärt, und zwar damit, daß in Zukunft die Be- 
messung dieser Steuer von den Kommunalverbänden auf die 
staatlichen Steuerbehörden übergehen soll. Der Staat ist also 
nicht gewillt, hier eine sanftere Hand zu zeigen als die Kom- 
munalverbände. 

Die staatliche Gewerbesteuer ist im Haushaltsplan aller- 
dings mit einer erheblich verringerten Summe eingesetzt worden, 
und zwar mit 192 Millionen Złoty gegenüber 230 Millionen Złoty 
des laufenden Haushaltsjahres. Diese verringerte Summe ist 
eine Folge der Erleichterungen, die Anfang d. Js. bei der staat- 
lichen Gewerbesteuer eingeführt wurden. Aber auch der ver- 
ringerte Betrag dürfte kaum in voller Höhe eingehen. Im ersten 
Halbjahr 1932/33 gingen aus der Gewerbesteuer etwa 90 Mill. 
Złoty ein. Zweifellos hat sich im 2. Halbjahr des Wirtschafts- 
jahres 1932/33 die Lage derjenigen Betriebe, die Gewerbesteuer 
bezahlen, weiterhin verschlechtert, und es ist nicht anzunehmen, 
daß im kommenden Haushaltsjahre dieselben Eingänge zu ver- 
zeichnen sein werden wie in dem gegenwärtig ablaufenden. Der 
Voranschlag des Jahres 1933/34 dürfte also kaum erreicht werden, 
Auch die Einkommensteuer ist erheblich herabgesetzt worden, 
und zwar auf 180 Millionen Złoty. Allerdings wurden im Wirt- 
schaftsjahre 1931/32 auch nur 213 Millionen Złoty erreicht, so 
daß die vorveranschlagte Summe allerhöchstens den veränderten 
Wirtschaftsverhältnissen Rechnung trägt. 


Eine Anzahl kleinerer Steuerpositionen weist eine bedeutende 
Erhöhung gegenüber den früheren Jahren auf. An Steuern von 
elektrischer Kraft sollen im Jahre 1933/34 10 Millionen Złoty 
einkommen, im Jahre 1931/32 wurden nur 1 228000 Zloty er- 
reicht. Die erhöhte Summe für das kommende Haushaltsjahr 
ist auf ein Anfang des vorigen Jahres erlassenes Gesetz über die 
Besteuerung von elektrischer Kraft zurückzuführen. Die Bier- 
steuer soll 11 200 000 Złoty einbringen, aber schon im Jahre 
1931/32 werden tatsächlich nur 11 Millionen Zloty erreicht, und 
inzwischen hat sich der Bierverbrauch wesentlich verringert. 
Die Hefesteuer soll 12%, Millionen Złoty bringen, während sie 
in dem verhältnismäßig noch guten Wirtschaftsjahre 1930/31 
nicht ganz 40 Millionen Złoty brachte. Bei den außerordentlichen 
Einnahmen des Finanzministeriums wird die Vermögenssteuer 
mit 27 Millionen veranschlagt, die im Vorjahre 20 Millionen Złoty 
einbrachte und im Jahre 1931/32 sogar nur 15 Millionen. Die 
höheren Einnahmen hofft man durch Eintreibung von Rück- 
standen zu erreichen. 

Die Budgets der anderen Ministerien weisen große Ver- 
änderungen gegenüber den Vorjahren nicht auf. Für öffentliche 
Arbeiten werden im Budget des Verkehrsministeriums wieder 
nur 17 Millionen Złoty vorgesehen, während man im Jahre 1930/31 
noch 44 Millionen ausgab. Für Unterstützung der landwirt- 
schaftlichen Produkte sollen 3,6 Millionen ausgeworfen werden 
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gegenüber 15,3 Millionen Złoty im Jahre 1930/31. Auch die 
Ausgaben des Kultusministeriums hat man wieder beschnitten, 
sie belaufen sich auf 324%, Millionen Złoty gegenüber 351,8 Mill. 
im laufenden Etatsjahre und 450,1 Millionen im Jahre 1930/31. 
Die Ausgaben für das allgemeine Schulwesen sollen im kom- 
menden Jahre gegenüber dem laufenden um 23 Millionen ver- 
ringert werden. Für die Invalidenrenten sind kleinere Beträge 
eingesetzt, für die Militärpensionäre erhöhte. 

Von großer Wichtigkeit auch für die Währungspolitik des 
Staates ist der in- und ausländische Schuldendienst. An Aus- 
gaben für Schuldenbezahlung sieht das Budget des kommenden 
Jahres rd. 338 Millionen Złoty vor, während es im Jahre 1932/33 
nur 276 Millionen und 1931/32 nur 243 Millionen waren. Die 
inneren Schulden für das kommende Wirtschaftsjahr belaufen 
sich an Zinsendienst und Amortisationsraten auf etwa 53 Mill. 
Złoty, die Auslandsschulden auf etwa 276 Millionen Złoty. Die 
letzteren sind gegenüber den für das laufende Etatsjahr vor- 
gesehenen Ausgaben um 70 Millionen höher. 

Wahrscheinlich hat man bei Einsatz der Summe für den 
Auslandsschuldendienst im Stillen gehofft, diese Summe nicht 


bezahlen zu brauchen. Dadurch würde sich das Defizit des Staats- 
haushalts für das kommende Haushaltsjahr — den unwahr- 
scheinlichen Fall vorausgesetzt, daß alle sonstigen vorgesehenen 
Einnahmen eingehen — auf etwa 75 Millionen Zloty verringern. 
Die Lösung der Schuldenfrage in der internationalen Politik 
wird aber erst darüber entscheiden, ob diese Holfnungen be- 
rechtigt waren. 

Leider muß auch in diesem Jahre festgestellt werden, daß 
der Staatshaushaltsplan den Wirtschaftsverhältnissen in keiner 
Weise Rechnung tragt, daß er die Steuerkraft der Bevölkerung 
in phantastischer Weise überschätzt. Bemerkt sei insbesondere, 
daß eine Mehreinnahme von Steuern auch nicht dadurch zu 
erreichen sein wird, daß man Rückstände einzutreiben versucht 
und die Einschätzung von Kommunalbehörden auf Staats- 
behörden überträgt. Je schärfer man die Steuerschraube an- 
zieht und je unnachsichtiger man sich bei der Eintreibung von 
Steuern zeigt, um so fufchtbarer müssen die Auswirkungen auf 
Handel und Gewerbe sein, und um so nachhaltiger werden sich 
die Folgen bei den tatsächlichen Eingängen der kommenden 
Wirtschaftsjahre zeigen. 


Das Recht der Lieferungsbedingungen 


von Dr. P. Martell- Berlin. 


Die Lieferungsbedingungen spielen im Wirtschafts- 
leben eine bedeutende Rolle; sie sind ständig Gegen- 
stand zahlreicher Handelsprozesse, auch das Reichs- 
gericht hat sich dauernd mit Entscheidungen über 
strittige Lieferungsbedingungen zu befassen. Es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß sich in zahlreichen 
Gewerben und Industrien die Lieferungsbedingungen 
nachgerade zu einem rechtlichen Unfug entwickelt 
haben. Dem Käufer werden heute häufig selbst bei 
kleinen Käufen und Bestellungen seitenlange Lieferungs- 
bedingungen unterschoben, die den Käufer vielfach 
beinahe rechtlos machen. Der Verkäufer tritt in diesen 
Lieferungsbedingungen förmlich als Diktator auf, ent- 
rechtet den Käufer in seitenlang gedruckten Lieferungs- 
bedingungen und setzt sich spielend über die Bestim- 
mungen des Handelsgesetzbuches und des Bürgerlichen 
Gesetzbuches hinweg. Es ist hohe Zeit, diesem Unfug 
energisch entgegenzutreten, weil derartig rechtlich über- 
spannte Lieferungsbedingungen die Quelle zahlloser 
Handelsprozesse sind, die vermieden werden könnten, 
lägen diesen nicht die vielfach unglaublichen Liefe- 
rungsbedingungen zugrunde. Man findet Lieferungs- 
bedingungen, die derartig verklausuliert und raffiniert 
gestaltet sind, daß dem Käufer überhaupt keine Rechte 
mehr bleiben. Das Seltsame an diesen Zuständen ist, 
daß doch schließlich der Käufer eigentlich der wirt- 
schaftlich Stärkere sein sollte, denn der Verkäufer lebt 
doch vom Käufer und nicht umgekehrt. Ein Abbau 
dieser rechtlich überspannten Lieferungsbedingungen läge 
nur im Interesse des gesamten Wirtschaftslebens. 

Nunmehr zur Rechtsstellung der Lieferungsbedin- 
gungen. Hat jemand bei Erteilung eines Auftrages die 
Lieferungsbedingungen des Verkäufers schriftlich an- 
erkannt, so ist die Rechtslage natürlich klar; er muß 
alle in den Lieferungsbedingungen enthaltenen Bestim- 
mungen gegen sich gelten lassen. Nur wenn es sich 
um Verstöße gegen die guten Sitten handelt, hat der 
Käufer die Möglichkeit, im Prozeß die Ungültigkeit 
der fraglichen Lieferungsbedingungen zu erzwingen. 
Der Käufer ist daher gezwungen, selbst seitenlange 
Lieferungsbedingungen vor Erteilung des Auftrages sorg- 
fältig durchzulesen, um alle jene Bestimmungen streichen 
und ungültig machen zu lassen, die seine Rechte un- 
gebührlich beschränken. 

In der Praxis spielen sich die Dinge häufig in der 
Form ab, daß man nach Auftragserteilung vom Liefe- 
ranten ein Bestätigungsschreiben erhält, in welchem 
vermerkt steht, daß dem Auftrag die und die Lieferungs- 
bedingungen zugrunde gelegt werden. Solange der 
Käufer diese Lieferungsbedingungen durch Bestätigung 


nicht ausdrücklich anerkennt, werden sie auch nicht 
rechtsverbindlich für ihn. Die nachträgliche Bekannt- 
gabe der Lieferungsbedingungen berechtigen auch den 
Käufer, von seinem Auftrag zurückzutreten. Es sei 
denn, daß der Lieferant seine Lieferungsbedingungen 
zurückzieht und ohne diese liefern will. Also lediglich 
nach Maßgabe der Bestimmungen des HGB. und BGB. 
Stehen Kaufer und Verkäufer seit längerer Zeit in ge- 
schäftlichen Verbindungen, so können die anfangs ver- 
einbarten Lieferungsbedingungen auch allgemein für spä- 
tere Lieferungen als verbindlich gelten. Feststehende 
Handelsgebräuche bei Lieferungen muß der Käufer im 
allgemeinen gegen sich gelten lassen. 

Ändert ein Lieferant während einer dauernd be- 
stehenden Geschäftsverbindung seine Lieferungsbedin- 
gungen, so hat er seinem Kunden hiervon rechtzeitig 
Kenntnis zu geben. Eine stillschweigende Änderung der 
Lieferungsbedingungen bleibt dem Käufer gegenüber 
rechtsunwirksam. Der Lieferant muß sich hinsichtlich 
seiner geänderten Lieferungsbedingungen die klare Be- 
stätigung von seinem Kunden verschaffen, andernfalls 
bleiben die nachträglich geänderten Lieferungsbedin- 
gungen wirkungslos. Sehr häufig enthalten Kataloge 
und Preislisten zugleich auch Lieferungsbedingungen. 
Die Rechtsverbindlichkeit letzterer ist nur dann anzu- 
nehmen, wenn der Auftraggeber sich bei der Bestellung 
ausdrücklich auf die Preisliste bezieht. Geschieht dies 
nicht, so muß der Lieferant von seinen Lieferungsbedin- 
gungen nachträglich dem Auftraggeber Kenntnis geben 
und um Anerkennung seiner Lieferungsbedingungen 
bitten. 

Überaus häufig findet man auf Rechnungen ge- 
druckte Vermerke, die gewissermaßen als Lieferungs- 
bedingungen gelten sollen. Die Form derartiger Liefe- 
rungsbedingungen ist oft Prozeßgegenstand gewesen, und 
hat das RG. wiederholt einheitlich dahin entschieden, daß 
auf Rechnungen aufgedruckte Lieferungsbedingungen 
keine Rechtsverbindlichkeit besitzen. In diesen Ge- 
richtsurteilen kommt zum Ausdruck, daß die Rechnung 
nicht der gegebene und passende Ort ist, um dem Be- 
steller Lieferungsbedingungen bekanntzugeben. Der Auf- 
traggeber hat im Geschäftsleben Anspruch darauf, daß 
ihm Lieferungsbedingungen als ein wesentlicher Be- 
standteil des Kaufvertrages in Schriftform besonders 
bekanntgegeben werden. Das gilt natürlich auch sinn- 
gemäß für gleiche Vermerke, die sich etwa auf Liefer- 
scheinen befinden. Es sei ausdrücklich bemerkt, daß 
formell durch Unterschrift oder Bestätigung anerkannte 
Lieferungsbedingungen auf jeden Fall rechtsverbindlich 
sind und daß ein Kaufmann hiergegen niemals den 
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Einwand erheben kann, er habe die Lieferungsbedin- 
gungen gar nicht durchgelesen. Für die Folgen einer 
solchen Unterlassungssünde hat der Besteller allein auf- 
zukommen. Der einzig mögliche Einwand des Verstoßes 
gegen die guten Sitten wird sich nur in seltenen Fällen 
geltend machen lassen. Es kann daher nicht dringend 
genug geraten werden, Lieferungsbedigungen sehr genau 
vor Erteilung der Unterschrift und nicht nach 
dieser durchzulesen, wenn man sich vor unliebsamen 
Überraschungen schützen will. 

Nicht selten finden sich in den Lieferungsbedin- 
gungen Bestimmungen, die bewußt unklar im Ausdruck 
gehalten sind, so daß der Besteller häufig hinterher nach 
Maßgabe dieser unklaren Texte wirtschaftlich weitgehend 
in Anspruch genommen wird. Es ist die Streichung 
aller unklaren Bestimmungen zu fordern. Tritt der 
Lieferant hinterher mit einer unrechtmäßigen Auslegung 
einer solchen unklaren Bestimmung hervor, so bleibt 
im Prozeß als letzter Ausweg, einen Verstoß gegen Treu 
und Glauben zu behaupten. Zu betonen ist, daß der 
Käufer gegen Lieferungsbedingungen, die ihm nicht zu- 
Sagen, unverzüglich Einspruch erheben muß, gegebenen- 
falls diese schriftlich zurückzuweisen hat. Nimmt der 
Besteller die ihm etwa im Bestätigungsschreiben mit- 
geteilten Lieferungsbedingungen widerspruchslos und 
stillschweigend entgegen, so gelten diese Lieferungsbe- 
dingungen nach herrschendem Recht als angenommen 
und anerkannt. Entscheidend ist also der rechtzeitige 
Widerspruch, wenn die beanstandeten Lieferungsbedin- 
gungen ihre Rechtswirksamkeit verlieren sollen. 


‚ Einen anderen Fall betrifft jene Rechtslage, wo 
bei einem Kauf überhaupt keine Lieferungsbedingungen 
vereinbart wurden, diese vielmehr aus den herrschenden 
Handelsbräuchen als bekannt vorausgesetzt werden. 
Soweit es sich bei Käufer und Verkäufer im Sinne des 
Handelsgesetzbuches um Kaufleute handelt, kann man 
diese unvereinbarten Lieferungsbedingungen als rechts- 
wirksam gelten lassen, wenn beide Parteien der gleichen 
Branche angehören. Wo dies jedoch nicht der Fall ist, 
wird eine Bekanntgabe der handelsüblichen Lieferungs- 
bedingungen an den branchekundigen Besteller erforder- 
lich, damit dieser gegebenenfalls ‘sein Einspruchsrecht 
geltend machen kann, wenn ihm die ‚Lieferungsbedin- 
gungen etwa nicht zusagen. Es ist übrigens ratsam, bei 
Erteilung eines Auftrages auf die Bestellung den Ver- 
merk zu setzen: ‚„‚Vorbehaltlich der Anerkennung der 
Lieferungsbedingungen durch mich oder uns.“ Man be- 


... 


gegnet hierdurch von vornherein dem Einwand, die 
Lieferungsbedingungen seien dem Besteller bekannt ge- 
wesen. Fast immer findet man bei den Lieferungsbe- 
dingungen den Vermerk, Erfüllungsort und Gerichts- 
stand ist der Wohnsitz des Lieferanten. Als Auftrag- 
geber sollte man sich grundsätzlich als Gerichtsstand 
den eigenen Wohnort sichern, wodurch man sich manchen 
Vorteil wahrt. Man kann beispielsweise alsdann dem 
Prozeß persönlich beiwohnen, während sonst für Prozeß- 
aussagen manchmal kostspielige und zeitraubende Reisen 
notwendig werden. 

Weiter findet sich in den Lieferungsbedingungen in 
der Regel der Passus des Eigentumsvorbehalts, solange 
die Ware nicht voll bezahlt ist, gegen welche berechtigte 
Bestimmung nichts einzuwenden ist. Man hat aber 
auch diese Bestimmung heute ungebührlich ausgebaut, 
so daß man den Bezieher beim Weiterverkauf oder bei 
Weiterverarbeitung der Ware zwingt, dem neuen Er- 
werber davon Kenntnis zu geben, daß die Ware noch 
nicht bezahlt sei und daß daher der Eigentumsvorbehalt 
auch auf den neuen Bezieher gegenüber dem ersten 
Lieferer übergehe. Eine derartige Eigentumsvorbehalts- 
bestimmung ist natürlich eine rechtliche Überspannung 
und durchaus abzulehnen. Ganz abgesehen davon, daß 
Prozesse sich auf dieser Rechtsgrundlage sehr unüber- 
sichtlich gestalten müssen. Nicht selten findet man 
auch in den gedruckten Lieferungsbedingungen einen 
Passus: „Der Käufer verzichtet auf sein Recht aus $ 28 
der Vergleichsordnung‘‘. Da die Auftraggeber in der 
Regel keine Juristen sind, stellt es an sich eine Zu- 
mutung dar, daß die Kenntnis des $ 28 ohne weiteres 
als gegeben vorausgesetzt wird. Man sollte also Liefe- 
rungsbedingungen mit Gesetzesparagraphen grundsätz- 
lich zurückweisen, wenn sie nicht auch zugleich den 
betreffenden Gesetzestext enthalten. Der fragliche $ 28 
macht praktisch nämlich einen Vergleich nahezu un- 
möglich, da der Lieferant hier vorweg voll zu befriedigen 
wäre. So gibt es in den Lieferungsbedingungen viele 
zunächst sehr harmlos anmutende Bestimmungen, die 
dann unerwartet plötzlich zu einer großen wirtschaft- 
lichen Gefahr für den Auftraggeber werden. Gegen 
wirtschaftlich einsichtsvolle Lieferungsbedingungen wird 
niemand etwas einwenden, gegen ungerechtfertigte, meist 
völlig einseitige Knebelungsverträge bei Lieferungen 
sollte aber entschieden Front gemacht werden, da sie 
das ohnehin schwierige Wirtschaftsleben unnötig nur 
noch mehr erschweren. 


Statutenreform der Bank Polski 


«,_, Die letzte Generalversammlung der Bank Polski hat das 
gut der Bank in wesentlichen Punkten geändert. Betroffen 
aran sind in der Hauptsache die Artikel51, 52 und 53 des Statuts. 
Ka Artikel 51 hat folgenden Wortlaut erhalten: „Der Bank- 
dt enumlauf sowie die über den Betrag von 100 Mill. zł hin- 
Dergehenden sofort fälligen Verpflichtungen der Bank sollen 
Mindestens in der Höhe von 30 Prozent der Goldvorräte in 
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Münzen oder Barren gedeckt sein. Bei Berechnung des Deckungs- 
satzes werden in Abzug gebracht: a) die Summen, die aus durch 
Bankgold garantierten Anleihen erlangt sind; b) die Verpflich- 
tungen der Bank in Auslandsvaluten, die im Verlauf von 90 
Tagen fällig sind.“ 

Artikel 52: ‚So oft die im Sinne des Artikels 51 errechnete 
Deckung unter 30 Prozent fällt, zahlt dıe Bank dem Staats- 


Bydgoszcz, ul. Gdanska 16 
Postscheck-Nr. Poznań 200182 


Haftsumme 10.700.000.-— zł. 


16 


H.u. G. 


Nr. 2 


schatz eine Steuer vom Überschuß der in Höhe von 30 Prozent 
gedeckten Summe nach folgenden Normen: 2 Prozent jahrlich 
bei einer Deckung unter 30 Prozent, 4 Prozent bei einem 
Deckungsverhältnis von weniger als 25 Prozent. Die Berechnung 
der Steuer erfolgt alle zehn Tage, beı Anfertigung der Dekaden- 
bilanzen. Fällt der Deckungssatz unter 30, dann muß der 
Diskontsatz höher sein als 5 Prozent, mindestens um ein Viertel 
des Satzes der an den Staatsschatz gezahlten Steuer.“ 


Artikel 53: „Die in Umlauf befindlichen Banknoten, die 
nicht mit Gold gedeckt sind, müssen mit auslandischen Devisen 
und Valuten, Wechseln und anderen Werten, dem Vorrat an 
polnischen — Silbermünzen und Billon gedeckt sein, welcher Vorrat 
jedoch nicht 5 Prozent der Gesamtsumme der Emission von 
Banknoten übersteigen darf, mit Anleihen, die durch die in 
Artikel 55 aufgeführten Werte garantiert sind, sowie mit Schul- 
den des Staatsschatzes auf Rechnung des zinslosen Kredits, 
den der Staatsschatz bis zu einer Summe von nicht mehr als 
100 Millionen für die ganze Zeitdauer der Privilegien der Bank 
genießt. 


Zu den Devisen werden im Sinne des Punktes A gerechnet: 
Die Forderungen in Auslandsbanken, Überweisungen auf Aus- 
landsbanken sowie von Auslandsfirmen akzeptierte Wechsel, 
die in 6 Monaten fällig sind.“ 


Nach dem letzten Ausweis der Bank betrug die reine Geld- 
deckung rund 44%, ein Deckungsverhältnis, welcher als außer- 
ordentlich günstig zu bezeichnen ist. Die zielbewußte Gold- 
hortungspolitik der letzten Monate, die von einer gewaltsamen 
standigen Reduzierung des Banknotenumlaufs begleitet war, 
schuf die Voraussetzungen für die nun gestern erfolgte Statuten- 
Reform der Bank Polski, die in der internationalen Finanzwelt, 
nicht zuletzt auch in Amerika, mit dem man ja im Augenblick 
die wichtige Frage der Schuldenregelung zu lösen hat, keinen 
schlechten Eindruck machen wird. Denn Amerika fordert ja 
in seinen Bedingungen für eine Generalbereinigung der Schulden- 
frage besonders auch gegenüber England: Rückkehr zum Gold- 
standard. Polen hat nicht nur an dem Goldstandard festgehalten, 
sondern das Gold zur alleinigen Basis für seine Währung ge- 
macht. Das ist die internationale Bedeutung der am 9. Februar 
erfolgten Reform: 


Polen hat einen internationalen Garantieschein für die 
Stabilität seiner Währung ausgestellt. der anerkannt werden 
muß. Dieser Garantieschein hat seine besondere Bedeutung 
gerade heute, wo das englische Pfund (und mit ihm das süd- 
afrikanische) schwerste Erschütterungen durchmacht, wo der 


Schweizer Franken seinen guten Ruf zu verlieren droht (die 
Schweizer Banken gehen ja gerade jetzt durch eine schwere 
Krise), und auch in Frankreich mit einer Valutaabwertüng 
spekuliert wird. 

Uns scheint, daß der tiefere Sinn der Statutenreform eben 
in dieser Zuverläßigkeitsdemonstration gegenüber dem Aus- 
lande liegt, von der man sich eben (ob mit gutem Grund muß 
die Zukunft lehren) einen wirtschaftlichen Vorteil durch ein 
größeres Entgegenkommen Amerikas in der Schuldenfrage ver- 
spricht. Damit beantwortet sich auch der Einwand, daß die 
Abstossung der schlechten und unzuverlässigen Devisen auch 
ohne Statutenänderung ohne weiteres möglich gewesen wäre. 
Allerdings sprechen da noch andere Gesichtpunkte mit. Vor 
allem der, daß die Deckung jetzt nur dreißigprozentig zu sein 
braucht, während bisher vierzig Prozent nötig waren, Man 
erinnert sich, wie in den kritischen Zeiten des letzten Sommers 
von Finanzwissenschaftlern der Opposition zu einer Senkung 
des Deckungssatzes geraten worden war und wie man damals 
von derartigen Projekten von der Regierungsseite mit Energie 
abrückte. 


Der Regierung muß bestätigt werden, daß der gegenwärtige 
Zeitpunkt für eine derartige Maßnahme wesentlich günstiger 
liegt als der Sommer 1932, wo die Gefahr bestand, daß die 
statutenmäßige Deckungsgrenze durch die Entwicklung der 
Finanzen zwangsläufig unterschritten wird. Damals hätte eine 
derartige Senkung der Deckungsgrenze in internationalen Kreisen 
ein Mißtrauen wachgerufen, das leicht hätte gefährlich werden 
können. Heute kann man sich einen derartigen Schritt nicht 
nur erlauben, weil in den Tresors der Bank Polski Gold genug 
vorhanden ist, sondern er wird in der internationalen Finanz- 
welt sogar noch Eindruck machen: Polen senkt den Deckungs- 
prozentsatz seines Notenumlaufs, ohne es scheinbar nötig zu 
haben. 

Da wie gesagt die Goldvorräte der polnischen Staatsbank 
heute nicht nur die vorgeschriebene 30prozentige Mindestdeckung 
ohne weiteres gestatten, sondern eine Deckung zu 44 Prozent 
ermöglichen, sind alle Wege fürs nächste geebnet, um eine 
Währungspolitik zu treiben, die auf weitere Sicht den Złoty 
durch die Stürme dieser Depression glatt und unbeschadet 
hindurchsteuern und hier und da sogar zur Überwindung der 
Krise aktiv einzugreifen gestattet. Daß der Präsident der Bank 
Pclski mit der Ausgabe von Notenbanken Vorsicht walten 
lassen will, ist zu begrüßen. Denn wer weiß, was uns noch er- 
wartet. In solchen Zeiten ist es doppelt wertvoll Reserven zu 
halten. 


Steuerwesen. 


Das Finanzministerium gegen unbegründete Steuerveranlagungen, 


Der Finanzminister hat an alle Finanzämter ein 
Rundschreiben gerichtet, das von allen Steuerzahlern 
nur begrüßt werden dürfte. Der Finanzminister spricht 
darin über die von den Steuerbehörden in den letzten 
Jahren zum Verderben der Volkswirtschaft und des 
Staates geübte Praxis mit einer Offenheit, wie man 
sie von den zuständigen Stellen leider nur selten hört. 
In dem Rundschreiben heißt es: 

„Bei Kontrollen der Steuerämter durch das Finanz- 
ministerium ist wiederholt festgestellt worden, daß die 
Steuerämter bei den keine Handelsbücher führenden 
Steuerzahlern häufig die Höhe der Umsatz- und Ein- 
kommensteuer einfach auf der Grundlage der vorjährigen 
Vereinbarung bemessen, in vielen Fällen aber noch höhere 
Steuerbeträge festsetzen. Es hat sich ferner ergeben, daß 
die Steuerämter in einer Reihe von Fällen weder über 
zuverlässige Unterlagen in Form entsprechender Infor- 
mationen verfügten, noch die hierfür notwendigen amt- 
lichen Ermittlungen durchführten, mit denen die Ver- 
anlagungen in einer jeden Zweifel ausschließenden Weise 
hätten begründet werden müssen. 

Derartige Praktiken der Steuerämter müssen vor 
allem in Krisenzeiten Verärgerung bei der Bevölkerung 
hervorrufen, was dazu führt, daß die Steuerträger die 
Bezahlung der Steuern einstellen. Häufig wird die Ver- 
ärgerung außerdem von unverantwortlichen Elementen 


zu Agitationszwecken ausgenützt, um die Autorität der 
Steuerbehörden zu erschüttern. Deswegen empfehle ich 
den Vorständen der Finanzkammern, ihren Beamten 
entsprechende Weisungen zu geben, damit vor allem 
die Leiter der Steuerämter sorgfältig auf richtige Er- 
mittlung der von den Steuerzahlern erzielten Umsätze 
und Einnahmen achten. In jedem Falle müssen die 
Veranlagungen begründet sein, entweder durch Infor- 
mationen oder, wenn solche fehlen, durch Gutachten 
von Sachverständigen, wozu Fachleute und Personen 
berufen sind, die eine richtige Schätzung der Vermögens- 
und Einkommensverhältnisse verbürgen. Die Aufsicht 
über die Beobachtung dieser Grundsätze übertrage ieh 
den Vorständen der Finanzkammern.“ 


Über die Willkür der Steuerveranlagungen wird immer 
wieder geschrieben und in öffentlichen Versammlungen 
darüber gesprochen. Als eines der grundsätzlichsten 
Übel in der Steuerpraxis bleibt jedoch die Tatsache, 
daß alle Einsprüche gegen die Steuerveranlagung die 
Eintreibung der Steuern nicht aufhalten. Man darf bei 
dieser Gelegenheit ebensowenig die Tatsache verschweigen, 
daß die Art, wie im Laufe der letzten Jahre gegen die 
Steuerzahler vorgegangen wird, dem steuerzahlenden 
Bürger von vornherein das Gefühl einflößt, als sei er 
eine Person, die stets und ständig unter Kontrolle 
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gehalten werden muß, um ehrlich und gewissenhaft ihren 
Verpflichtungen gegenüber der Steuerbehörde nachzu- 
kommen. 

Es mag vielleicht zugegeben werden, daß in andern 
Teilgebieten die Behörden durchaus Anlaß zu ihrem 
Vorgehen hatten. Darüber zu urteilen ist nicht unsre 
Sache. Sicher ist aber, daß die Steuermoral in den 
ehemals preußischen Teilgebieten seit früheren Zeiten 
schon auf ciner hohen Stufe steht, so daß gerade wir 
unter den Überschätzungen besonders zu leiden hatten. 
Eine Abkehr von der bisher vielfach geübten Praxis 
wird uns daher besonders zugute kommen. 

Werden die in Frage kommenden Behörden den 
Anweisungen des Ministers genügend Beachtung 
schenken ? 


Die Umsatzsteuer-Freiheit des Exportkommissionärs 


Der Umsatz des Kommissionärs bei Ausfuhr- 
geschäftenistnachArt.94der Neufassung des Um- 
Satzsteuergesetzes vom27. Januar 1932 steuerfrei. 

un wurde ein Kommissionär aber dennoch zur Entrichtung einer 
Umsatzsteuer aufgefordert. Er weigerte sich, zu zahlen, und so kam 
die Angelegenheit vor das Oberste Verwaltungsgericht. Die Export- 
geschäfte dieses Kommissionärs wurden vor dem Inkrafttreten der 
neuen Bestimmung vollzogen, und daher stellte das Gericht sich 
auf den Standpunkt, dass eine Steuerfreiheit des Kommissionärs 
unbegründet sei, da die alten Bestimmungen sie nicht vorsehen. Das 
alte Umsatzsteuergesetz hatte die Tendenz, den Export polnischer 
Rohstoffe und Halbfabrikate zu heben, und deshalb waren die Export- 
geschäfte des Unternehmers umsatzsteuerfrei. Der Preis der polni- 
Schen Ware auf den Auslandsmärkten sollte so niedrig wie möglich 
Sein, um konkurrenzfähig zu bleiben. Das Umsatzsteuergesetz trägt 
und trug dazu bei, indem es den Preis um die Höhe der Steuer ver- 
ringerte, So sei die Steuerfreiheit des Exports begründet. Aber 
unbegründet wäre — immer nach dem altenGesetz — die Steuer- 
treiheit der Provision des Kommissionärs, denn die Senkung der 
Freise der Exportartikel auf den Auslandsmärkten und die Steuer- 
freiheit der Provision des Kommissionärs seien nicht verbunden. 
Jetzt sei auch dem Kommissionär Steuerfreiheit gewährt, aber das 
neue Gesetz wolle nicht, dass diese Steuerfreiheit auch schon auf die 
Zeit anzuwenden sei, wo cs noch gar nicht in Kraft war. 

Diese Entscheidung hat das Oberste Verwaltungsgericht anı 
10. Dezember 1932 gefällt. 


Buchführung als Schutz gegen Nachveranlagung 


Bei einer Firma waren die Handelsbücher geprüft worden und 
auf Grund der Prüfung erfolgte die Veranlagung zur Umsatzsteuer. 
Ein Jahr später fand eine erneute Revision der Bücher statt, die 
einen wesentlich höheren Umsatz feststellte und von der Steuer- 
behörde dazu benutzt wurde, eine Nachveranlagung vorzunehmen. 
Gegen die Nachveranlagung legte die Firma Berufung ein. Als die 
Berufung abgelehnt wurde, erhob sie Klage beim Oberverwaltungs- 
gericht, das der Klage stattgab und die Nachveranlagung mit folgen- 

er Begründung auihob: 
Pe Gesetz gestattet cine Aenderung der bereits erfolgten Ver- 
Torschei zum Nachteil des Zensiten nur, wenn Tatbestände zum 
ah “bi kommen, die zur Zeit der ersten Veranlagung wohl schon 
Se ieh der Veranlagungsbehörde jedoch nicht bekannt waren 
solchen er von ihr nicht berücksichtigt werden konnten. Als einen 
PRN n Tatbestand hat die Behörde die Feststellung der nach Be- 
Fe des ersten Veranlagungsverfahrens vorgenommenen Buch- 
sond n angesehen, dass nicht alle Einnahmen über Erfolgskonto, 
ua zum Teil über Kontokorrent gebucht worden sind. Dieser 
eia and war jedoch der Behörde schon im Veranlagungsverfahren 
we oder konnte ihr wenigstens bekannt sein, weil die Firma 
ek = era is ihrer Erklärung die Handelsbücher angeboten hatte 
EN ge ücher auch geprüft worden waren. Wenn die Behörde sich 
are ursprünglichen Veranlagung mit dem konkreten Tatsachen- 
hät 08 aran das sie verfügte, nicht ausreichend bekannt gemacht 
Be er das Material nicht genügend ausgenutzt hat, so folgt daraus 
en “ass die in den Handelsbüchern der Firma enthaltenen An- 
gaben der Behörde im ursprünglichen Veranlagungsverfahren unbe- 
annt waren, 
ba nsichtlich dieser Angaben ist also nicht das wesentliche Er- 
dah Ad des Gesetzes des späteren Bekanntwerdens gegeben und 
er Können sie nicht eine spätere Berichtigung der Veranlagung 
zum Nachteil des Zensiten begründen, (Reg.-Nr. 4986/30.) 


Danziger Waren 
sind steuerrechtlich Auslandswaren 
Nach dem Umsatzsteuergesetz, sowohl in seiner älteren, wie in 


Seiner neuesten Fassung vom Jahre 1932, geniesst der Umsatz von 
Gegenständen des täglichen Bedarfs, soweit er sich im Grosshandel 


vollzieht, den begünstigenden Steuersatz von 4%. Zu Gegenständen 
des täglichen Bedarfs gehören auch allerhand essbare Fette, tieri- 
scher oder pflanzlicher Provenienz, jedoch heimischer Erzeugung. 
Stammen diese Fette aus dem Gebiete des Freistaates Danzig, so 
sind sie nach einer letzten Entscheidung des Obersten Verwaltungs- 
gerichts nicht berechtigt, den Begünstigungs-Steuersatz zu geniessen. 

Warum? Weil, wie die Steuerbehörden unter Zustimmung des 
Obersten Verwaltungsgerichts behaupten, Gegenstände, auch täg- 
lichen Bedarfs, die in Danzig hergestellt werden, nicht als heimische, 
sondern als ausländische Ware angesehen werden müssen. Der Um- 
stand, dass Danzig und dieRepublik Polen ein einheitliches Zollgebiet 
bilden, woraus sich ergeben solle, dass innerhalb dieses einheitlichen 
Zollgebietes einheitliche Steuersätze bei Besteuerung derselben Ar- 
tikel angewandt werden müssen, wie die Klage behauptet — dieser 
Umstand sei nicht entscheidend. Entscheidend sei, dass Danzig und 
die Republik Polen zwei verschiedene Steuerhoheitsgebiete 
bilden, woraus sich ergebe, dass in bezug auf die Besteuerung der 
Danziger Erzeugnisse, auch wenn feststände, dass sie nicht von 
ausserhalb des polnischen Zollgebietes stammen, nicht als heimische 
Erzeugnisse angesehen werden können. Diesem Gesichtspunkte ent- 
spreche auch die Tendenz der Bestimmung bezüglich der Forderung 
heimischer Provenienz, denn mit dieser Bestimmung wollte der Ge- 
setzgeber durch die Handhabe der Herabsetzung der Preise nur die 
Erzeugung im eigenen Lande fördern. (Entscheidung des Obersten 
Verwaltungsgerichts vom 30. November 1932, verkündet am 5. Ja- 
nuar 1933, Reg.-Nr. 7778/30.) 


Die Umsatzsteuer beim Getreide- und Mehlverkauf 


Das Oberste Verwaltungsgericht hatte über eine grundsätzliche 
Frage zu entscheiden, ob der Verkauf von Getreide und Mehl- 
produkten an Bäckereien und Fabrikunternehmungen mit % Prozent 
oder mit 1 Prozent der Umsatzsteuer unterliege. Im ersten Falle 
hätte Art. 7, Punkt b des Umsatzsteuergesetzes Anwendung, im zwei- 
ten Art. 7, Punkt c des gleichen Gesetzes. Aus der Entscheidung 
dieser Frage ergab sich gleichzeitig eine weitere Entscheidung dar- 
über, ob ein solcher Verkauf als Detail- oder Grossverkauf anzu- 
sehen sci, 

Die Steuerbehörde in Thorn versteuerte nämlich den Umsatz 
der Firma „Lubicki Hurt. Zboża i Maki“ in Thorn, soweit er sich auf 
den Verkauf von Getreide und Mehlprodukten an Bäcker und 
Fabrikunternehmungen erstreckte, mit einem Umsatzsteuersatz von 
1 Prozent. Sie ging dabei von dem Standpunkt aus, dass dieser 
Handelsvorgang als Detailverkauf nach Art. 7, Punkt c des Umsatz- 
steuergesetzes,-sowie nach Ziffer 1, Teil Ila des Tarifs zum Umsatz- 
steuergesetz anzusehen sei. 

Das Oberste Verwaltungsgericht stand dagegen auf dem Stand- 
punkt, dass dieser Verkauf ein Grossverkauf sei, wie er im Art. 7, 
Punkt b des Umisatzsteuergesetzes festliegt. Demnach unterliege ein 
solcher Umsatz einem Umsatzsteuersatz von Prozent. Das 
Oberste Verwaltungsgericht leitete diese Ansicht aus der Definition 
des Begriffes Grosshandel im Sinne des Absatzes IH des Art. 7 des 
Unisatzsteuergesetzes ab. Diese Definition unterscheidet sich von 
der Definition, wie sie im Tarif zum Umsatzsteuergesetz in bezug 
auf den Warenhandel enthalten ist. Das Oberste Verwaltungsgericht 
erklärt: Als Grossverkauf wird im Sinne der erwähnten Bestimmung 
des Umsatzsteuergesetzes der Verkauf jeder Art von Waren angese- 
hen, der von Kaufleuten, Industriellen, staatlichen und kommunalen 
Unternehmungen zum Zwecke des Weiterverkaufs, der weiteren 
Verarbeitung oder der Ausnutzung getätigt wird. Da Bäcker und 
Fabrikunternehmungen zu dieser Kategorie gehören, so muss der 
Verkauf an diese ungeachtet der Merkmale, die sich auf den Detail- 
handel im Sinne der Bestimmungen des Tarifes beziehen, als Gross- 
handel angesehen werden. Der Umsatz unterliegt in einem solchen 
Falle einer %prozentigen Umsatzsteuer. (Entscheidung des Obersten 
Verwaltungsgerichts vom 21. November 1932, Reg.-Nr. 698/30.) 


Steuerrückstände des Geschäftsvorgängers 


Nach Art. 92 des Gewerbesteuergesetzes sind Steuerforderungen 
aus dem Inventar des Steuerzahlers vor allen anderen Ansprüchen zu 
befriedigen. Das Oberste Gericht hat in dieser Hinsicht (unter Num- 
ıner 1568/27) erläutert, dass die Gewerbesteuer auch das besondere 
Vorrecht geniesst, das in Art. 7 des Gesetzes über die Privilegien 
und Hypotheken vorgesehen ist. Dieses Vorrecht lastet auf dem 
beweglichen Vermögen des Schuldners. Wenn also dessen Unter- 
nehmen in andere Hände übergeht, so hat der Käufer für die von 
seinem Vorgänger nicht bezahlten Steuern einzustehen. Als Unter- 
pfand kommen hierbei nicht nur die Geschäftsräume des Unterneh- 
mens, sondern auch die Waren, Guthaben usw. in Betracht. Erstreckt 
sich der Besitzwechsel lediglich auf die Geschäftsräume, so kann 
davon keine Rede sein, dass ihr Inhaber irgendwelche Schulden 
seines Vorgängers übernimmt. Einen abweichenden Standpunkt 
nahm im konkreten Falle das Finanzamt ein, indem es bei der Ein- 
treibung der Steuern, die der Vorgänger zu zahlen hatte, die dem 
neuen Inhaber gehörenden Waren mit Beschlag belegte, obgleich 
nur das Lokal des Unternehmens Gegenstand des Besitzwechsels 
war. 

Das Oberste Verwaltungsgericht, das sich mit diesem Fall be- 
fasste, stellte fest, dass der Erwerber eines Unternehmens für die 
Schulden seines Vorgängers nur in dem Falle einzustehen hat, wenn 
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der Erwerb sich auf das ganze Unternehmen, nicht bloss auf die 
leeren Geschäftsräume erstreckt, wobei der Umstand, dass das neue 
Unternehmen derselben Branche angehört und sogar dieselbe Kund- 
schaft hat, belanglos ist. Mithin war die Beschlagnahme der Ware, 
die der neue Inhaber des Lokals nicht von seinem Vorgänger, son- 
En dritten Personen gekauft habe, ungesetzlich. (Urteil Nr. 
2285/28. 


Geldstrafe und Gewerbesteuerpatent 


Bekanntlich hat der Umsatzsteuerzahler sowohl nach dem 
älteren Umsatzsteuergesetz wie auch nach der neueren Fassung 
desselben aus dem Jahre 1932 das Recht, wegen einer Geld- 
strafe infolge Nichterwerbes eines pflichtgemäßen Steuerpatents 
entweder an die höhere Steuerinstanz zu appellieren oder zur 
Entscheidung das ordentliche Gericht anzurufen. 

Letzthin hatte das Oberste Verwaltungsgericht die nicht 
uninteressante Frage zu entscheiden, welche Folgen einer Ent- 
scheidung des ordentlichen Gerichtes zukommen, wenn das 
Gericht das Strafverfahren infolge Verjährung des Falles (nach 
dem älteren Gesetz nach 2 Jahren, nach dem neuesten nach 
5 Jahren) niederschlägt. Bezieht sich diese Entscheidung auf die 
Strafe allein und laßt die Pflicht des Erwerbes des Steuerpa- 
tentes, das heißt die Nachzahlung der Gebühr für das nicht- 
erworbene Steuerpatent unberührt, oder umfaßt sie auch den 
Erwerb des Steuerpatentes selbst? Diese Frage bot sich dem 
Obersten Verwaltungsgerichte zur Entscheidung anläßlich eines 
Falles, in dem die Steuerbehörde auf dem Standpunkt stand, 
daß die Niederschlagung des Verfahrens sich bloß auf die Geld- 
strafe beziehen könne und daß die Steuerbehörde zu der von 


ihr eingeleiteten zwangsweisen Eintreibung der rückständigen 
Gebühr für das nichtausgekaufte Steuerpatent berechtigt sei. 


Das Oberste Verwaltungsgericht erklärte den Standpunkt 
der Steuerbehörde für gesetzwidrig. Das ordentliche Gericht 
entscheide — erklärt das Oberste Verwaltungsgericht — als 
I. Instanz selbständig und unabhängig von dem vorausgegangenen 
Verfahren vor der Steuerbehörde. Durch Übergang der Ange- 
legenheit an das ordentliche Gericht komme das durchgeführte 
Verfahren der Steuerbehörde vollkommen aus dem Spiel. Es 
höre auf, für den weiteren Verlauf der Angelegenheit zu bestehen. 
Nun entscheidet das ordentliche Gericht, daß infolge Verjäh- 
rung das Verfahren niedergeschlagen werden müsse. Das be- 
deutet, daß nicht nur das Verfahren wegen Bestrafung, sondern 
das Verfahren überhaupt in der Angelegenheit niedergeschlagen 
werden müsse, welches auch die Frage selbst zu entscheiden hat, 
ob die Pflicht zum Erwerb eines Steuerpatents vorlag. Denn 
die Frage der Bestrafung hänge doch mit der Frage der Steuer- 
pflicht so unzertrennlich zusammen, daß die erstere ohne die 
zweite nicht entschieden werden kann. Wird die Angelegenheit 
der Bestrafung niedergeschlagen, so bedeute das, daß auch die 
Angelegenheit der Steuerpflicht selbst nicht mehr in Frage 
kommen könne. Einen Exekutionstitel zur Eintreibung der 
Steuergebühr, wenn die Geldstrafe vom Gericht als verjährt 
niedergeschlagen wurde, können die Steuerbehörden aus Art. 84 
und 98 des Umsatzsteuergesetzes, auf welche sie sich stützt, 
nicht in Anspruch nehmen. 


(Entscheidung des Obersten Verwaltungsgerichtes vom 
10. Januar 1933, verkündet am 30. Januar 1933, Reg.-Nr. 
3923/30.) 


Zollwesen 


Zolitarifänderungen 


Laut Dz. Ust. Nr, 118, Pos. 969, wurde der Einfuhrzoll- 
tarif in folgenden Punkten abgeändert: 

Pos. 51 P. 3 u. 8: Tran und Fett von Seefischen, an freien 
Fettsäuren 2%% und darüber enthaltend, sowie ihre Säuren, 
1,90 zł, wenn weniger enthaltend und sich erst bei 15° C trübend, 
30 zł, sonst 78 zł. 

Pos. 62 P. 5: enthülste Sesamsamen, auch angeröstet, 20 zł, 
mit Genehmigung des Finanzministeriums 7,80, andere Sämereien 
von Industriepflanzen, auch angeröstet, 7,80 zł. 

Pos. 169 P.5c u. d: in der Medizin Anwendung findende 
Gurte, Wickelbänder, Strümpfe und ähnliche Erzeugnisse aus 
elastischen Stoffen (außer seidenen und halbseidenen) 650 zł; 
medizinische, chirurgische und zahnärztliche Instrumente und 
Apparate im Stückgewicht von I. 100 g und weniger 1.040 zł, 
II. über 100 bis 250 g 812,50; III. über 250 g 403. 

Die Verordnung tritt am 14. d. Mts. in Kraft, 


Zollerleichterungen 


Am 1. d. Mts. ist laut Dz. Ust. Nr. 118 eine Verordnung 
in Kraft getreten, die in bezug auf die nachstehend angeführten 
Einfuhrzolltarifstellen Erleichterungen vorsieht: 

Pos. 5 P. la I.: Setzkartoffeln, in der Zeit vom 15. März 
bis 31. Mai eingeführt, mit Genehmigung des Finanzministe- 
riums zollfrei, 5 

Pos. 24 P. 5a: Kondensierter Weintraubensaft, luftdicht 
verschlossen, ungezuckert, alkoholfrei, m. G. 5% des Normal- 
us: P. 5b: die gleiche Ware nicht luftdicht verschlossen m. 
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Pos. 37 P. 2a: Sprotten, geräuchert, mariniert, in Oel, 
sowie Auchovis in Sauce, luftdicht verschlossen, m. G. 9%; 
P. 1b III: frische Makrelen (in Eis) m. G. 23%; P. 3b II: ge- 
trocknete Klippfische m. G. 9%; P. 4b: Salzheringe, sofern 
10 kg nicht mehr als 60 Stück umfassen, m. G. 334%. 

Pos. 55 P. 4: Oberleder von Schafen, zur fabrikmäßigen 
Verarbeitung hergerichtet, m. G. 10%. 

Pos. 61 P. Ic u. d sowie Anm. 2 zu P, 7: gedrechselte Holz- 
spulen m. G. 25%. 

Pos. 62 P. 9a: Nadelbaumsamen, 
31. Mai eingeführt, m. G. 25%. 

Pos. 66 P. 2c: Quarz, Feldspat und Pegmatit, gemahlen, 
für gewerbliche Zwecke, m. G. zollfrei. 

Pos. 67 P. 2: Halbedelsteine, echte und künstliche, zum 
Schleifen eingeführt, m. G., 10%. 


vom 1. Februar bis 


P. 68 P. 3: Zelluloid, nicht bearbeitet, auch wenn gefärbt, 
in Stücken, m. G. 25%; P. 4: Zelluloid in Blöcken, Platten, 
Bogen, Stäben, Röhren: a) nicht bearbeitet, auch wenn ge- 
schliffen, poliert, mattiert, b) zusammengeleimt mit aufgepräg- 
tem Muster, c) mit Geweben überzogen oder unterlegt, m. 
25%. 

Pos. 71 P. 2: Graphit, gemahlen, auch in Form von 
Klümpchen oder Folien, für gewerbliche Zwecke, m. G. 35%; 
P. 5b u. c: im Lande nicht hergestellte Kohlen- oder Graphit- 
elektroden, m. G. 10%. 

Pos. 77 P. 2a u. b, P. 5a u. 6b: Stäbchen aus weißem Glase 
oder in der Masse gefärbt, zur Herstellung von Glaswolle, Röhr- 
chen aus weißem Glase oder in der Masse gefärbt, maschinell 
gezogen, auch geblasen, zur Herstellung von Ampullen u. dgl., 
m. G. 20%; Stäbchen und Röhrchen aus Glas, in der Masse 
gefärbt, zur Herstellung von Glasflitter, Perlen und Korallen- 
imitation, m. G. 10%. 

Pos. 85 P. 4: schweres Schmieröl, mit tierischen und vege- 
tabilischen Ölen und Fetten gemischt, beim Pressen elektro- 
technischer Artikel aus Porzellan verwendet, m. G. zollfrei. 

Pos. 88 P. 1d II: Gummieinlagen für Büchsen, von Fleisch- 
konservenfabriken eingeführt, m. G. 10%; P. 2a: Scheiben 
aus Textilmaterialien, mit Bakelith imprägniert, zur Herstellung 
von Zahnrädern, m. G. 30%; P. 3: im Lande nicht hergestellte 
Schläuche und Mäntel, durch Fabriken bezogen, die Kraft- 
wagengestelle und Krafträder herstellen, m. G., zöllfrei. 


Pos. 96 P. 3a: gefälltes Baryumsulfat (blanc fixe) zur 
Papierfabrikation, m. G. 25%. 

Pos. 102 P. 1: Baryumdioxyd 20%. 

Pos. 108 P. 4a: Konzentrierte Salpetersäure (mehr als 


40° Be), Nitrose (Gemisch von Salpeter- und Schwefelsäure) 
Uhr 

Pos. 112 P. 3b: Leuchtgas in Rohrleitung bezogen 20%; 
Anm. 1: bei der Gewichtsbestimmung sind 200 cm als 100 kg 
anzunehmen; Anm. 2: m. G. zollfrei;, P. 25b: Kontaktmasse, 
aus Bimsstein oder Kieselerde, mit Vanadiumsalzen gesättigt, 
für gewerbliche Zwecke, m. G. 10%; P. 25b II: übermangan- 
saures Kalium für gewerbliche Zwecke m. G. 20%; Zinnchlorid 
für gewerbliche Zwecke, m. G. 25%; P. 25c: nicht besonders 
genannte organische Produkte, als Reagenzien beim Waschen 
von Zinkerzen verwendet, m. G. 10%; Methylhexalien (sechs- 
fach hydrogenisiertes Kresol) für gewerbliche Zwecke, m. G, 
10%- a 
G 117 P. 6: Baumöl 50%. 


Dor Ueberfteuerung [hütt nur eine geordnete Bud führung. Auskunft über 
Anlage u. Führung von Büchern erteilen unfere Buchftellen u. d. Gefchäftsft. d. Verbandes. 
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Pos. 119 P. 4: Benzaldehyd zur Herstellung künstlicher 
Farbstoffe, m. G. 15%. 

Pos. 140 P. 8 u. Anm. 5: gehärteter Bandstahl mit einer 
Druckfestigkeit über 70 kg auf 1 qmm, zur Herstellung von 
Sägen, m. G. 50%; P. 8 u. Anm. 1: Bandeisen und kaltge- 
walztes Blech in Stärke von 0,15 bis 0,17 mm zur Herstellung 
von Lochringen für Schuhwerk, m. G. 30%. 

Pos. 143 P. 3c: Aluminiumblech in Stärken von 0,1 mm 
und mehr zur Herstellung von Aluminiumfolien, m. G. 10%. 


Pos. 148 P. 2a u. 3a: Erzeugnisse aus den in Pos. 148 P. la 
genannten Edelmetallen, für wissenschaftliche und technische 
Zwecke, m. G. zollfrei; P. 5: Spezial-Silberdraht, sog. Topik- 
draht zur Herstellung von Sicherungen, m. G. 20%. 

Pos. 150 P., 4a u. b: gehärtete Walzen mit einem Durch- 
messer von 850 mm und darüber, für Hütten, m. G. 20%. 

Pos, 152 P. la: Sammelbehälter für Dampf und Wasser, 
aus einem Block geschmiedet, desgleichen geschweißte mit 
einer Längsnaht, mit einem Durchmesser von 1200 mm und 
in einer Länge von 6200 mm und darüber, für Wasserröhren- 
kessel m. G. 25%. 

Pos. 152 P. 6a u. b: ausgebogene Boden aus Eisen oder 
Stahl für sog. Krakenkessel mit einem Durchmesser von 
2.700 mm und darüber und einer Wandstärke von 32 mm und 
darüber, m. G. 20%. 


Pos. 153 P. la I: bearbeitete Gußformen aus Stahl zur 
Herstellung von Eisengußröhren nach dem Zentrifugalsystem, 
ner. 2097. 

Pos. 155 P. I: gehärteter Stahldraht zur Herstellung von 
Bürsten, m. G. 30%. 

Pos. 156 P. 1 u. 153 P. 1b: Erzeugnisse aus trogförmi- 


gem Eisendraht in einer Breite unter 6,5 mm oder aus trog- 
förmigem Stahlband in einer Breite über 6,5 mm, zur Her- 
stellung von Schirmmechanismen, m. G. 20% ; Pos. 156 P. 10d 
II: Geflecht aus Kupferdraht, Kupferlegierungen oder den 
zur Pos. 143 gehörigen Metallen, aus Drähten im Durchmesser 
30% 0,25—0,40 mm hergestellt, für die Papierindustrie, m. G. 
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Pos. 165 P. 2a I: weiße Aluminiumfolien in mindestens 
en breiten Rollen, zur fabrikmäßigen Verarbeitung, m. 
r. 50%. 

. Pos. 166: Aluminiumfolien zur Herstellung von” Spreng- 
mitteln, m, G. 20%. 

Pos. 167, 168 u. 169: im Lande nicht hergestellte Maschinen 
und Apparate, sofern sie Bestandteile neuinstallierter kom- 
pletter Industrieanlagen bilden oder zur Senkung der Produk- 
tionskosten oder zur Produktionssteigerung dienen sollen, m. 
G. des Finanzministers im Einvernehmen des Industrie- und 
Handelsministers 35%; Pos. 167 P. 19—24: im Lande nicht 
hergestellte Maschinen zur Verarbeitung von Flachs und Hanf, 
m. G. wie vorher 10%; P. 38b: im Lande nicht hergestellte 
Elektromotoren, von Holzbearbeitungsfabriken eingeführt, m. 
G. wie vorher 35%; P. 7—10, 33, 34 u. 38b: im Lande nicht 
hergestellte Kraftwagenwinden, Ölheber, Brennstoffpumpen, ein- 
und mehrzylindrige Motoren, Kraftradmotoren, Vergaser, Lager, 
Dynamostarter, Magnete, von Kraftwagengestelle und Kraft- 
rader herstellenden Fabriken eingeführt, m. G. zollfrei. 


Pos. 169 P. 1 u. 15: im Lande nicht hergestellte Benzin-, 
Öl- und Luftmanometer, Kilometermesser, Oleometer u. dgl. 
Meßgerät, Kraftwagenspulen, elektrische Staubwischer, elek- 
trische Apparate für Dynamostarter und runde Richtungs- 
anzeiger, von den vorerwähnten Fabriken eingeführt; P. 10a: 
Lichtbilder, die Filmchronik betreffend, m. G. zollfrei; P. 10c: 
unbelichtete Kinematographenbänder, zur Herstellung von Fil- 
men, m. G. 20%. 

Pos. 173 P. 6 u. 17: im Lande nicht hergestellte Räder 
und Laternen für Kraftwagen, Sättel für Krafträder, runde 
Richtungsanzeiger, ferner Scheibenräder, von Kraftwagenan- 
hänger herstellenden Fabriken eingeführt, m. G. zollfrei. 

Pos. 177 P. 3: Vulkanfiber 30%; P. 4a: Packpapier im 
Gewicht über 28 g je qm ungefärbt, unsatiniert oder nur ein- 
seitig satiniert, aus gekochtem Holz oder gebleichter Zellu- 
lose, in Bogen, Rollen, m. G. 54%; P. 6: das in Pos. 6c I. II. 
u. d. P. 11b I, II u. c I, II genannte Papier sowie mit Gewebe 
unterleimtes Papier aus P. 20, zur Herstellung lichtempfind- 
lichen Papiers; P. 10a: Pergamentpapier natürlicher Farbe 
zur Herstellung von Wasser und Fett nicht ansaugender Ge- 
fäße, m. G. 20%; P. 23: Abziehpapier, von Porzellan- und 
Fayence-Fabriken eingeführt, m. G. 50%; P. 23: gepreßte 
Alumininiumfolien, mit Papier unlösbar verbunden, gummiert, 
zur Herstellung von Etiketten, m. G. 10%. 

Pos. 178 P. 9a: rotschwarzes Papier (Duplex), , bedruckt, 
zum Schutz lichtempfindlicher Schichten dienend, von Fabriken 
Photographischer Platten und Filme eingeführt, m. G. 10%. 


Denkt an diefen Dorteil! 


Der Bäder führt, hat niedrigere Umsatzsteuersätze. 
Dendet Euch an unjere Budftellen! 


Pos. 180 P. 6: aus Kunstfaser geschnittenes Gespinst unge- 
fähr von der Länge der Fasern, nicht zusammengedreht (sog. 
Vistra), m. G. a) ungefärbt 10%, b) gefärbt 30%. 


Pos. 183 P. 6: Garn aus zwei oder mehreren Fäden gezwirnt 
(außer dem in P. 5 genannten), zur Herstellung von Fischer- 
Netzen m 21007 

Pos. 184 P. 3: rohes Garn aus Ramiefasern gezwirnt, in 
Strähnen, zur fabrikmäßigen Verarbeitung; P. 6a: Garn aus 
Ramiefasern, in Knäueln oder auf Spulen, gebleicht, ungezwirnt, 
zur fabrikmäßigen Verarbeitung, m. G. 20%. 


Pos. 187 P. 2: rohes Baumwollgewebe, bis 15 qm im Ge- 
wicht von 1 kg, zur Herstellung von Autoradmänteln, m. G. 
20%; rohes Baumwollgewebe in Satinbindung, bis 15 qm im 
Gewicht von 1 kg, zur Herstellung von Schnittvelvet, m. G. 
300% 

Pos. 190 P. 3: Fischernetze, auch baumwollene, m. G. 10%. 

Pos. 197: halbseidenes gekästeltes Gewebe zur Herstellung 
von Knöpfen, m. G. 15%. 

Unter den in $ 3 der Verordnung bezeichneten Voraus- 
setzungen xann der Unterschied zwischen dem entrichteten 
Normalzoll und dem Vergünstigungszoll zurückerstattet werden. 


Die Verordnung gilt für das I. Halbjahr. 


Zollrückerstattung bei Ausfuhr von Reisprodukten 


Laut Dz. Ust. Nr. 111 (1932) wird bei Ausfuhr von geschäl- 
tem und poliertem Reis, von Reismehl, Reisgrieß und Reispuder 
der bei Einfuhr von Rohreis entrichtete Zoll in Höhe von 1,68 zł 
(für 100 kg) zurückerstattet. 


Verlängerung von Einfuhrverboten 


Auf Grund einer Verordnung des Ministerrates (Dz. Ust. 
Nr. 115) bleibt die Verordnung vom 21. Dezember 1931 über 
das Verbot der Einfuhr gewisser Waren (samt den Ergänzungen 
vom Februar und Juli v. Js.) bis 10. Oktober d. Js. in Kraft. 


Neuer Einfuhrzoll für Nußkerne 


Durch eine im Staatsgesetzblatt „Dziennik Ustaw“ Nr. 2/1933 
veröffentlichte Verordnung werden der bisherigen Pos. 11 des 
polnischen Zolltarifs außer den in ihr bereits enthaltenen Punkten 
1, 2 und 3 zwei weitere Punkte mit folgendem Wortlaut ange- 
fügt: 

4. das Innere der Kerne von Pflaumen, Aprikosen, Pfir- 
sichen usw., das Innere von Walnüssen, Mandeln usw. brutto 
172 zł; 

5. Waren der pp. 1 und 4 dieser Pos., gemahlen und ge- 
schnitten und außerdem aromatisiert brutto 100 zł. 


Anm. 2: Waren, die in p. 1. und Anm. 1 sowie in pp. 2. und 
3, dieser Pos. genannt sind und ohne Schalen eingeführt werden 
oder mehr als 5 Prozent enthülster Kerne enthalten, sowie Waren 
der pp. 1., 2., 3. und 4. auch geschnitten oder gemahlen, aber 
nicht aromatisiert, zahlen auf obige Zollsätze einen Zuschlag von 
25 Prozent. 


Neue Ausfuhrzölle für Erlenholz 


Auf der Freitag-Sitzung des Wirtschaftskomitees des Mi- 
nisterrates wurden Fragen besprochen, die die polnische Holz- 
wirtschaft außerordentlich interessieren. Und zwar wurde zu 
den Ausfuhrzöllen für Holz Stellung genommen. Man beschloß, 
für Rundholz die Gültigkeit der laufenden Bestimmungen zu 
verlängern, die bekanntlich für Rundholz keine Ausfuhrzölle 
vorsehen. In der Frage des Zolls für Erlen wurde für das lau- 
fende Jahr ein Zoll von 1 zł für 100 kg (bisher 1.50 zł) festgelegt, 
wobei man sich auf ein Kontingent von 50000 Festmetern 
einigte. Bei der Ausfuhr von Erlenholz über dieses Kontingent 
hinaus soll der Zoll 6 zi pro 100 kg betragen. Mithin wird die 
Erlenholzausfuhr wieder strenger reglementiert werden. Die 
Ausfuhr von Erlenholz zu dem Vorzugszoll dürfte mit Erlaubnis 
der maßgebenden Behörden durchgeführt werden können. Auf 
Grund des neuen Zollsatzes dürften Verhandlungen mit den 
Ländern stattfinden, die sich für Erlenholz und für Sperrholz 
besonders interessieren. 


Weiter beschloß man in der erwähnten Konferenz die Grün- 
dung eines Verständigungsorgans, das die Aufgabe haben wird, 
die Tätigkeit der drei großen Holzinteressenten: Der staatlichen 
Forsten, des Obersten Rates der Holzverbände, der Vereinigung 
der staatlichen Wälder in Einklang zu bringen. 
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Vor der Leipziger Frühjahrsmesse 1933 


Uns wird geschrieben: Die leichten Anzeichen einer kon- 
junkturellen Besserung der Wirtschaftslage werden von den 
Messeindustrien mit besonderer Aufmerksamkeit verfolgt. Man 
knüpft an sie die Hoffnung, daß sich die Verhältnisse bis zum 
Messebeginn noch weiter verbessern und daß die Leipziger Früh- 
jahrsmesse einen Verlauf bringen wird, der die Geschäftswelt 
befriedigt. 


Die Leipziger Frühjahrsmesse beginnt Sonntag, den 5. März, 
es schließen die Textilmesse Mittwoch, den 8. März, die Sport- 
artikelmesse, die Möbelmesse, die Bürobedarfsmesse „,Jager- 
hoff“ und die Sondermesse ‚Photo, Optik, Kino“ Donnerstag, 
den 9. März, die übrigen Zweige der Mustermesse Sonnabend, den 
11. März, und die Große Technische Messe und Baumesse Sonn- 
tag, den 12. März, Für die Mustermesse in der Innenstadt sind 
33 Messehäuser, für die Große Technische Messe und Baumesse 
auf dem Ausstellungsgelände 17 Hallen und das Freigelände be- 
reitgestellt. 


Innerhalb der Mustermesse wird die Textilmesse eine sehr 
beachtliche Erweiterung erfahren. In ihrem Rahmen wird die 
1. Deutsche Industrie-Messe „Textil“ in Leipzig stattfinden, eine 
neuartige Sonderveranstaltung, die von der Fachgruppe Textil- 
industrie im Reichsverband der Deutschen Industrie ins Leben 
gerufen worden ist. Mit dieser Spezialmesse ist der deutschen 
Textilindustrie die Möglichkeit geboten, durch gruppenweise 
Zusammenfassung der einzelnen Textilzweige, die einen reprä- 
sentativen Aufbau der Meßstände ermöglicht, neue und erfolg- 
versprechende Wege zur Absatzpropaganda zu beschreiten. 
Insbesondere hofft die Textilindustrie, mit dieser Neueinrichtung 
das Interesse der ausländischen Einkäufer zu erwecken, denen 
man auf diese Weise besonders deutlich und eindrucksvoll ein 
Bild der Leistungsfähigkeit und Vielseitigkeit der deutschen 
Textilindustrie vermitteln will. Dieser neue Gedanke hat in den 
Kreisen der Textilindustrie ein sehr starkes Echo gefunden, be- 
sonders bei der Leinen-, Baumwoll- und Strick- und Wirkwaren- 
industrie. Die Zahl der Anmeldungen zu dieser Spezialmesse ist 
bereits so groß geworden, daß der usprünglich vorgesehene Raum 
erweitert werden mußte, 


Einen bemerkenswerten Ausbau erfährt auch die Möbel- 
messe im Ring-Meßhaus, die nunmehr auf Beschluß führender 
Organisationen der Möbelbranche als ‚Reichs-Möbel-Messe“ er- 
klärt worden ist und die jeweils zum Frühjahr in Verbindung mit 
der Leipziger Messe abgehalten wird. 


Im Zusammenhang mit der im Ring-Messehaus stattfindenden 
Verpackungsmittelmesse wird auch in diesem Frühjahr vom 5. 
bis 11. März eine Sonderschau veranstaltet, die unter dem Motto 
„Durch Packung schützen — dem Kunden nützen!“ steht. Sie 
will allen Verbrauchern von Verpackungsmitteln zeigen, wie man 
besser, praktischer und werbewirksamer als bisher verpacken 
kann, Neben einem theoretischen Teil, der die Verkaufs- und 
Schutzwirkung der Verpackung, ferner Verpackung als Handels- 
ware und als Unkostenfaktor behandelt, wird das Hauptgewicht 
dieser Sonderschau auf die Ausstellung fertigverpackter Waren 
aus allen Branchen gelegt. Um die Übeısicht zu erleichtern, 
werden 6 große Gruppen gebildet, und zwar Bekleidung, Nahrungs- 
und Genußmittel, Gebrauchsgegenstände, Luxuswaren, sperrige 
Güter und landwirtschaftliche Erzeugnisse. Gezeigt werden in 
erster Linie Massenpackungen, Einzelverkaufs- und Geschenk- 
packungen, sowie Beispiele aus dem großen Gebiet der Marken- 
packung. 


In Verbindung mit der Großen Technischen Messe und Bau- 
messe werden ebenfalls wieder wie zu früheren Messen Sonder- 
veranstaltungen stattfinden, die sich bisher stets als sehr wertvoll 
für die Unterrichtung der Praktiker erwiesen haben. So bringt 
die Frühjahrsmesse eine Getriebeschau, veranstaltet vom Aus- 
schuß für wirtschaftliche Fertigung und vom Verein Deutscher 
Maschinenbauanstalten, eine Musterwerkstatt für das Schuh- 
macherhandwerk und eine Mechanikerwerkstatt für Reparaturen 
von Nähmaschinen, Fahrrädern, Motorrädern und Autos. 


Neben diesen Sonderveranstaltungen finden wiederum einige 
Vortragsreihen statt, von denen zu nennen sind: der ‚Tag des 
Sportgerätes“, auf dem unter Leitung von Professor Dr. Altrock, 
Direktor des Instituts für Leibesübungen an der Universität 
Leipzig, am 6. März das Thema ‚Normung von Sport- 
geräten“ behandelt wird, die Baumessetagung am 6. und 7. März, 
textiltechnische Vorträge am 8. März, eine Vortragsgruppe über 
das Thema ‚Wärme als Werkzeug“ am 8. März, in der über 
„Wärme in der Textilwirtschaft“ und ‚Wärme im Haus“ ge- 
sprochen wird, eine Betriebstechnische Tagung am 10. und 
11.März (Thema: ‚‚Zerspannen und Pressen“) und schließlich eine 
öffentliche Kundgebung am 12. März über ‚„Frischhaltung von 
Lebensmitteln“, die unter dem Vorsitz des Leipziger Oberbürger- 
meisters Dr. Goerdeler stattfindet. 


Bahntarifermäßigungen 


Die polnischen Staatsbahnen haben auf Antrag des Zen- 
tralverbandes der polnischen Industrie eine Reihe neuer Tarif- 
ermäßigungen gewährt, darunter für die Ausfuhr von gebranntem 
Gips durch einen Ausnahmetarif eine Ermäßigung von 10%. 
Für die künstlichen Düngemittel Kalksalpeter und Ammonium- 
stickstoff wird bei einem Transportkontingent von 20000 t 
eine Ermäßigung um 10% und bei einem Kontingent v. 30 000 t 
eine solche von 20% gewährt. Die Transporttarife für über die 
Seehäfen des polnischen Zollgebietes eingeführte Ochsen-Roh- 
häute und pflanzliche Gerbstoffe werden um 40% herabgesetzt, 
und endlich die Exporttarife für Ammoniaksoda und Glauber- 
salz um 10%. 

Weiter wird eine wesentliche Ermäßigung des kleinen Tarifs 
im Binnenverkehr (A 1) geplant. Die projektierte Ermäßigung 
soll bei 100 km 17%, bei 200 km bis 37%, betragen. Im Binnen- 
verkehrgsollen außerdem auch die Gebühren für Waggonsen- 
dungen gesenkt werden. Da der Kleintarif besonders für billige 
Waren immer noch unerträglich hoch ist, projektiert man weiter 
die- Einführung zweier weiterer Sondertarifklassen (A 2, A 3), 
wo die Tarifsätze bei Entfernungen bis 100 km um 20%, gesenkt 
werden sollen. Für gewöhnliche Sendungen ist außerdem eine 
Erniedrigung des Minimalsatzes von 1 zł auf 50 Groschen vor- 
gesehen. Für Waggonladungen der teuersten Klassen will man 
besondere Ausnahmetarife einführen. Man hofft, mit diesen 
Tarifreformen den ständig zurückgehenden Güterverkehr be- 
leben zu können. 


Ab 1. März Postanweisungsverkehr 
mit Deutschland 


In den Verhandlungen zwischen dem Reichspost- 
ministerium und dem polnischen Post- und Telegraphen- 
Ministerium ist es zu einer grundsätzlichen Einigung 
über die Aufnahme des Postanweisungsverkehrs zwischen 
Deutschland und Polen gekommen. Dieser soll mit dem 
1. März d. Js. beginnen; zur Entgegennahme von Post- 
anweisungen sollen sämtliche Postämter in Deutsch- 
land und Polen zugelassen werden. Der Höchstbetrag 
für eine Postanweisung wird wahrscheinlich auf 800 Rm. 
bzw. 1700 zł festgesetzt werden. Wie kekannt, war im 
Geldüberweisungsverkehr zwischen Deutschland und 
Polen bisher ausschließlich die Übermittlung durch 
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Wertbriefe möglich. 


in Polen 


An die Mitglieder des V.D.A. 


Am 30. Januar fand in der Grabenloge die General- 
versammlung des Verbandes deutscher Angestellter für 
das Geschäftsjahr 1932 statt. Trotz der wichtigen Tages- 
ordnung waren von 170 Mitgliedern nur 50 anwesend. 
Das aufgestellte Programm konnte nicht erledigt werden. 
Zu einigen Fragen der Tagesordnung entfaltete sich 
eine lebhafte Aussprache. Bei Punkt 5 mußte infolge 
vorgeschrittener Zeit die Sitzung abgebrochen werden. 
Der Verlauf der Versammlung zeigte aber auch, daß 
die Neuwahl des Vorstandes aus der Mitte derjenigen 
Mitglieder, die da waren, sich nicht ermöglichen ließ, 


insbesondere dadurch nicht, daß die bisherigen mit der 
Führung Beauftragten es ablehnten, weiter ein Amt 
zu führen. Es ist deshalb eine Vertagung der General- 
versammlung zum 6. März vorgenommen worden. Be- 
sondere Einladungskarten sowie der Geschäftsbericht 
für das verflossene Jahr und ein Bericht, der zum Fort- 
bestehen des V. D. A. Stellung nimmt, werden den Mit- 
gliedern rechtzeitig zugestellt. Es liegt nun an den 
Mitgliedern und ihrer Einstellung zum V.D.A. über die 
Zukunft des Verbandes zu entscheiden. Es dürfte daher 
Pflicht jedes Einzelnen sein, am 6. März zu erscheinen 
B ohiz 


Die Krise der Angestelltenversicherung 


In den letzten Tagen haben in fast sämtlichen Städten Polens 
Versammlungen und Kundgebungen der Angestellten stattge- 
funden, von denen bezeichnenderweise die bürgerliche polnische 
Presse sämtlicher Parteirichtungen so gut wie keine Notiz ge- 
nommen hat, obwohl mit Recht von einem stürmischen Protest 
der gesamten polnischen Angestelltenschaft gegen die letzten Vor- 
gänge bei den Z. U. P. U. gesprochen werden kann. Seit, dem 
16. Januar d. Js. zahlt der Warschauer Z. .U. P. U. nur noch 

‚Prozent der gesetzlichen Unterstützungssätze für Erwerbs- 
losigkeit aus, der Lemberger Z. U. P. U. nur noch 25 Prozent. 
Was hilft es den Angestellten, wenn Rat und Verwaltung des War- 
schauer und des Lemberger Instituts aufgelöst und durch Re- 
glerungskommissare ersetzt worden sind? Verantwortlich ist das 
Ministerium für Sozialfürsorge, dem die Aufsicht über diese In- 
stitute zusteht. Man erfährt abenteuerliche Dinge über die 
Finanzwirtschaft, die z. B. der Warschauer Z. U. P. U. getrieben 
hat. Schon im April 1932 hat dieses Institut seine flüssigen Re- 
serven aus der Erwerbslosenversicherung verbraucht gehabt. 
Damals war also der Moment eingetreten, in welchem der Staat 
aus der Staatskasse die zur Auszahlung der gesetzlichen Unter- 
stützungen erforderlichen, aber nicht vorhandenen Summen zu- 
schießen mußte. Statt dessen hat aber das Ministerium für Sozial- 
fürsorge neun Monate hindurch zugelassen, daß die Auszahlungen 
der Erwerbslosenunterstützung der Angestellten aus den Mitteln 
des Pensionsfonds des Warschauer Z. U. P. U. vorgenommen 
wurden, Dabei waren, wenn schon der Staat nicht in die eigene 
Tasche greifen .wollte, noch beträchtliche Reserven der Erwerbs- 
losenversicherung vorhanden, beim Warschauer Z. U. P. U. allein 
etwa 10 Millionen Złoty, die allerdings nicht flüssig waren, Es 
ist erstaunlich, daß dem General Hubicki, der als Minister für 
Sozialfürsorge fungiert, im Haushaltsausschuß des Sejm nicht 
die Frage vorgelegt worden ist, wieso er es zulassen konnte, daß 
die Reserven des Warschauer Z. U. P. U. in Wertpapieren ange- 
legt worden sind, die im Verlaufe von 9 Monaten nicht flüssig zu 
machen waren. Der General hätte antworten müssen: diese 
Reserven sind in Staatspapieren angelegt, die zwar an den pol- 
nischen Börsen einen imposanten Nominalkurs notieren, zu 
diesem Kurse aber nicht flüssig zu machen sind. Im Dezember 
v. Js. sind diese Papiere dann obendrein noch der Zinskonversion 
unterzogen worden; damit die Staatsbanken mobil bleiben, 
werden die Erwerbslosenfonds der Angestellten abgewertet. Die 
Reserven sind heute noch da, und trotzdem laßt man die Ange- 
stelltenversicherung die Erwerbslosenunterstützungen in Kon- 
greßpolen um 60 Prozent, in Galizien um 75 Prozent kürzen und 
in den ehemals deutschen Gebietsteilen Polens die Unterstützungs- 
fristen von 9 auf 6 Monate herabsetzen. Wenn das geschehen 
mußte und kein Ausweg da war, weil die Reserven der Versicherung 
nur einen illusorischen Wert haben, so darf man sich mit Recht 
die Frage vorlegen, was denn z. B. die Postsparkasse einmal 
machen würde, wenn sie auf ihre Reserven zurückgreifen müßte, 
die größtenteils in den gleichen oder ähnlichen Papieren wie die 
der Angestelltenversicherung angelegt sind. 


Das Ministerium für Sozialfürsorge, das für diese Vorgänge 
verantwortlich ist und in allen anderen Ländern Europas unver- 
züglich zur Verantwortung gezogen werden würde, legt statt einer 
Rechtfertigung seelenruhig den Entwurf eines Gesetzes vor, der 
in der Regierungspresse auch noch als „Reform“ der Angestellten- 
versicherung ausgegeben wird. Dieser Gesetzentwurf will aus dem 
provisorischen Notstand, der in den letzten 14 Tagen in der An- 
gestelltenversicherung eingetreten ist, nicht nur einen gesetz- 
lichen Dauerzustand machen, sondern der letztere soll noch 
schlimmer werden als der gegenwärtige Notstand. Während jetzt 
die Z. U. P. U. entweder die Unterstützungssätze herabgesetzt 
oder die Unterstützungsfristen verkürzt haben, will der Gesetz- 
entwurf des Ministeriums für Sozialfürsorge im ganzen Lande 
sowohl die Unterstützungssätze ermäßigen wie zugleich auch die 
Unterstützungsfristen verkürzen. Die Unterstützungsfrist er- 
werbsloser Angestellter soll von 9 auf 6 Monate herabgesetzt 
werden, während zugleich die Unterstützungssätze eine Ver- 
ringerung um 40 Prozent erfahren sollen. Den Höhepunkt dieses 
Projektes aber bildet die Vorschrift, daß die Mindestgehalts- 
grenze, über die hinaus die Angestellten nicht mehr versicherungs- 
pflichtig sind, von 560 Złoty auf 720 Złoty monatlich herauf- 
gesetzt wird. Die Regierungspresse hat die Stirn, die Andeutung 
zu machen, als handle es sich hierbei um eine Ausdehnung der 
Unterstützungstätigkeit der Z. U. P. U., um einen Akt der 
Menschenfreundlichkeit und Krisenhilfe. In Wahrheit ist genau 
das Umgekehrte der Fall. Es geht dem Ministerium für Sozial- 
fürsorge keineswegs darum, neue Schichten unterstützungs- 
berechtigter, sondern nur solche beitragspflichtiger Angestellten 
zu schaffen, Die bisher nicht zur Z. U. P. U. beitragspflichtigen 
Angestellten mit Gehältern zwischen 560 und 720 Złoty sollen 
natürlich sofort Beiträge zahlen müssen, aus denen man die schon 
erwerbslosen Angestellten der niedrigeren Gehaltsklassen unter- 
stützen will. Kein Wort aber steht in dem Gesetzentwurf darüber, 
daß nun auch, wie es nur gerecht und billig wäre, die bereits er- 
werbslos gewordenen Angestellten der jetzt unterstützungs- 
pflichtig werdenden Gehaltsklasse die Unterstützungen erhalten 
sollen. Jeder weiß, was man im privaten Geschäftsleben von 
einem Unternehmen sagen würde, das in demselben Zeitpunkt, in 
welchem seine Zahlungsunfähigkeit offenkundig geworden ist und 
es einen Vergleich mit seinen Gläubigern anstrebt, neue Ver- 
pflichtungen auf sich nimmt. Die auf solches Verfahren ausge- 
setzten schweren Freiheitsstrafen kann im polnischen Straf- 
gesetzbuch jeder Angestellte selber nachlesen. 


Die Angestellten sollten jetzt etwas lernen. Wer und was 
garantiert dafür, daß die imposanten Reserven der übrigen Zweige 
der Angestelltenversicherung nicht genau so unrealisierbar sind 
wie diejenigen der Erwerbslosenionds der Z. U. P. U.? Wenn 
der Sejm seine Aufgabe nicht völlig verkennt, so sollte er jetzt zu 
dem Bewußtsein seiner Pflicht kommen, unverzüglich dem Mini- 
sterium für Sozialfürsorge Rechenschaft für das abzuverlangen, 
was in der Angestelltenversicherung geschieht. 


| Wer Pauschalumsatzsteuer zahlt, verfteuert heute den mehrfachen Umsatz! Wer Handelsbücdjer | 


i führt, verfteuert im Jahre 1933 mit demselben Steuersatze nur seinen tatsächlichen Umsatz. 
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„Aber dieses Jahr bestimmt...“ 


Vom Seminar für Handwerkswirtschaft, Bonn. 


„»... werde ich der kaufmännischen Betriebsführung 
meines Geschäftes mehr Aufmerksamkeit schenken als 
im Vorjahre, denn wiederum habe ich nicht nur keinen 
Gewinn, sondern sogar Verluste zu verzeichnen — und 
ich und meine Mitarbeiter haben uns doch das ganze 
Jahr geplagt, wir haben gearbeitet, was in unseren 
Kräften stand!“ Das ist eine bittere Erkenntnis, mit 
der viele tüchtige Meister an der Schwelle des neuen 
Jahres auf das vergangene Jahr zurückblicken. Gewiß 
— wir dürfen nicht verkennen, daß die gesamte deutsche 
Wirtschaft, ja die Weltwirtschaft, unter den schwierigsten 
Verhältnissen wirtschaftlichen Niederganges zu leiden 
und zu kämpfen hatte und daß davon auch der kleinste 
Handwerksbetrieb betroffen wurde. Jeder Betrieb hat 
die ungünstigen Folgen dieser Krise in irgend einer 
Form an dem eigenen Geschäftsgang empfinden müssen; 
dabei muß immer wieder betont werden, daß sich gerade 
der kleine und mittlere Betrieb den wirtschaftlichen 
Schwankungen elastischer anpassen konnte als der 
Großbetrieb. Aber — nicht alle Ursachen der Unrenta- 
bilität des Geschäftes sind in den marktwirtschaftlichen 
Verhältnissen begründet! Oft sind sie in der eigenen 
Geschäftsführung zu suchen, oft sind sie mit einfachen 
Mitteln zu beseitigen, ohne daß dadurch Kosten ent- 
stehen; der Meister würde sie gerne beheben, aber er 
kennt selbst nicht die Quellen der Unrentabilität und 
weiß daher oft nicht, wo er eingreifen soll, um seinen 
Betrieb wieder ‚‚flott‘‘ zu machen. Da die Ursachen 
ganz verschiedener Natur sein können, da die Bedin- 
gungen in jedem Betrieb anders gelagert sind, da eine 
genaue Kenntnis des Einzelfalles Voraussetzung ist, 
können in einem kurzen Artikel nur allgemeine An- 
regungen gegeben werden, die jeder Meister dahin aus- 
werten muß, daß er sich selbst darüber Rechenschaft 
gibt, ob und inwieweit diese kaufmännischen Forde- 
rungen in seinem Betrieb erfüllt werden. 


Jeder Geschäftsbetrieb beginnt und schließt das 
Kalenderjahr mit einer Vermögensaufstellung! Bei dieser 
Inventur muß dieses Jahr vor allem berücksichtigt 
werden, daß die Preise fast aller Waren im vergangenen 
Jahr stark zurückgegangen sind und daß sich derMeister 
ja selbst täuscht, wenn er ‚„Ladenhüter‘ zu ihrem 
früheren Verkaufspreisen einstellt. Deshalb ist dieses 
Jahr bei der Warenaufnahme größte Vorsicht geboten! 
Haben sich im Laufe des letzten Jahres irgendwelche 
Unzulänglichkeiten in der Buchhaltung ergeben, so ist 
bei der Übertragung der Inventur die beste Gelegenheit 
gegeben, reorganisatorische Maßnahmen in der- Anlage 
der Buchführung durchzuführen. Wenn der Meister 
oder seine Mitarbeiter dazu allein nicht in der Lage 
sind, so wird durch Vermittlung der Handwerkskammer 
oder des Innungsausschusses oder einer Buchstelle eine 
geeignete Kraft namhaft gemacht werden können, die 
die Buchhaltung den besonderen Verhältnissen dieses 
Betriebes anzulegen und anzupassen versteht und den 
Meister selbst darüber unterrichtet. Vor allem hüte 
man sich, ein ,patentiertes“ — meist kostspieliges — 
Buchführungssystem anzuschaffen, von dem man meist 


schon nach Tagen die Erfahrung macht, daß es völlig 
unzureichend für die Bedürfnisse des eigenen Betriebes 
ist. Der Meister und die mithelfenden Familienange- 
hörigen müssen selbst aus den Aufzeichnungen derBuch- 
haltung lesen lernen; darum nehme sich jeder Meister, 
der es bisher als nutzlos und zeitvergeudend angesehen 


hat, einige Stunden Zeit — und sei es am Feierabend 
oder an den Sonntagen — und vertiefe sich in die ‚‚Ge- 
heimnisse‘‘ seiner Buchhaltung, die nur ein echtes 


Spiegelbild des geschäftlichen Ablaufs ist und sein soll! 
Die Jahreseröffnung und evtl. reorganisatorische Maß- 
nahmen bieten dazu die beste Gelegenheit und jeder 
Meister wird, wenn er fortlaufend die Buchhaltung und 
ihre Eintragungen verfolgt, ohne Schwierigkeiten mit 
seiner Buchhaltung ‚verwachsen‘. 

Eng verbunden sind damit alle Arbeiten der Kalku- 
lation. Eine Kontrolle der Selbstkostenrechnung wird 
in jedem Betrieb von großem Vorteil sein. Der Meister 
prüfe, ob die zu verarbeitenden Materialien nicht vor- 
teilhafter durch eine Gemeinschaft (Genossenschaft) zu 
beschaffen sind, ob die fremden und eigenen Arbeits- 
kräfte nach planvollen Arbeitsmethoden immer richtig 
beschäftigt wurden, ob die Unkosten nicht vermindert 
werden können, damit die Preise den verringerten Ein- 
kommensverhältnissen der heutigen Konsumentenschaft 
angepaßt werden können. Diese kalkulatorischen Be- 
trachtungen werden wertvoll unterstützt durch die 
im Laufe des Jahres gemachten statistischen Auf- 
zeichnungen, deren Wert erst bei der richtigen Aus- 
wertung erkennbar wird. 

Neben diesen rein innerbetrieblichen Einrichtungen 
und Hilfsmitteln können auch noch andere Maßnahmen 
die Rentabilität des Handwerksbetriebes günstig — 
aber auch bei falscher Anwendung ungünstig — be- 
einflussen. Hier sei der Meister zunächst an die ver- 
schiedenen Berührungspunkte mit seiner Kundschaft 
erinnert! Es genügt für die neuzeitliche Betriebsführung 
nicht, daß sich der Meister der modernsten Werbemetho- 
den bedient und seiner Kundschaft große Versprechungen 
macht — viel wichtiger und bestimmt erfolgreicher ist 
es, den Kunden in seinen Auftragsforderungen in jeder 
Beziehung zufrieden zu stellen. Leider ist sich heute 
nicht jeder Meister bewußt, daß die Hauptaufgabe des 
Handwerks in der Deckung des lokalen Bedarfes, in 
der Befriedigung individueller Bedürfnisse besteht. Des- 
halb ist es für den Handwerker ganz besonders wichtig, 
daß er bestrebt ist, jeden Kunden — auch den sogen. 
Passantenkunden — so zu befriedigen, daß dieser gern 
wiederkommt und auch in seinem Bekanntenkreis das 
Geschäft empfiehlt. Denn keine Reklame ist wirkungs- 
voller als die mündliche durch den zufriedenen Kunden 
selbst! Wohl sind die Forderungen der Konsumenten 
nicht alle erfüllbar, besonders hinsichtlich des Preises 
ergeben sich daraus oft Mißverständnisse, aber dann 
muß der Meister soviel Geschicklichkeit besitzen, er 
muß so gewandt sein, daß er den Kunden von der 
Unmöglichkeit der Erfüllung seiner Wünsche zu über- 
zeugen versteht, ohne ihn aber dadurch als Kunden 


Unsere Budhstellen in Kolmar, Teutomischel, Ostrowo, Lissa und Gnesen übernehmen die 
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zu verlieren. Dieses Ziel muß für den Handwerker bei 
jeder Verhandlung mit einem Kunden oberstes Gesetz 
sein! Die Konkurrenz ist heute viel zu groß, als daß 
es sich ein Betrieb ,,leisten“ kann, durch sein Verhalten 
einen kaufwilligen Kunden zu vertreiben, der bestimmt 
nie wiederkommt. Freundlichkeit, Höflichkeit, Dienst- 
bereitschaft und Verständnis für die Wünsche des Kunden 
sind keine kostenverursachende Faktoren, sie verfehlen 
ihre Wirkung nicht, wenn sie in der richtigen Weise 
angewandt werden; sie können nur Kunden gewinnen. 
Für die Rentabilität des Handwerksbetriebes ist es oft 


nicht so sehr entscheidend, wie er seine Materialien 
beschafft, sondern wie er sie verwaltet und vor allem 
wie er sie und seine Leistungen absetzt. Deshalb ge- 
hören auch die Absatzfragen in den Kreis der Erwä- 
gungen am Jahresanfang, die gegebenenfalls reorgani- 
satorische Maßnahmen erfordern. 

Jeder Meister prüfe in seiner eigenen Betriebs- 
führung nach, ob er sich durch deren Verbesserung 
nicht selbst helfen kann, ob er nicht aus eigener Kraft 
und durch Selbstvertrauen die Rentabilität seines Be- 
triebes wieder steigern kann. 


Vereinsnachrichten 


Geschäftsjubiläum 


Am 1. Februar beging Herr Tischlermeister Fritz 
Hoffmann in Budsin sein 25jähriges Geschäftsjubiläum. 
Wir beglückwünschen ihn zu seinen bisherigen Erfolgen 
und hoffen, daß er noch recht lange Jahre seinen Beruf 
in Gesundheit und Frische ausüben möge. 


Der Bezirksverband Nord. 
Obigen Wünschen schließen wir uns an und hoffen, 


daß dem Jubilar bei seiner weiteren Arbeit recht guter 
Erfolg beschert werden möge. 


DerHauptvorstandu.d.Geschäftsstelle, 


Czarnków, Jahresbericht der Orts- 
gTuppeCzarnikau. 

Die Ortsgruppe trat mit 54 Mitgliedern in das Ge- 
schäftsjahr 1932 ein. Es sind verzogen 2 Mitglieder, 
1 Mitglied gestorben und 1 Mitglied freiwillig ausge- 
schieden, so daß wir nur mit 50 zahlenden Mitgliedern 


in das Geschäftsjahr 1933 eintreten. 


Die Ortsgruppe hat 14 Vorstandssitzungen und 
8 Versammlungen abgehalten. Die Versammlungen wur- 
den von insgesamt 256 Teilnehmern, im Durchschnitt 
von 32 Mitgliedern, besucht. Es wurden in denselben 
5 Vorträge unterhaltenden und belehrenden Inhalts 
gehalten. Gesellige Veranstaltungen fanden in Anbe- 
tracht der schweren wirtschaftlichen Lage wenig statt. 
Wir haben an einem Turnabend der Damenriege teil- 
genommen, uns an der gemeinsamen Goethefeier be- 
teiligt und nur einen Ausflug nach Malzmühle veran- 
Staltet. Die Ortsgruppe hat ferner an 2 Bezirkstagungen 
teilgenommen. Die Handwerker-Frauenabteilung hat 
regelmäßig ihre Turn- und Sportübungen abgehalten. 
Die Begräbniskasse hat in 3 Fällen die Beihilfe von 
150 zł gezahlt. Die Unterstützungskasse ist auch in 
diesem Jahre verschiedenen Mitgliedern in bedrängter 
Lage beigesprungen. Im ganzen war dieses Jahr für 
die Ortsgruppe sowie auch für alle Mitglieder das 
schwerste seit Bestehen der Ortsgruppe und mahnt uns 
zu weiterem treuen Zusammenhalten in der Hoffnung 
auf baldigen Eintritt besserer Zeiten. 

Czarnköw, Monatsversammlung der 
Ortsgruppe am 7. Januar 1933: 


Die heutige erste Monatsversammlung war von 
28 Mitgliedern besucht. Der Obmann begrüßte die An- 
wesenden und wünschte allen ein gesundes und erfolg- 
reiches neues Jahr. Der Schriftführer brachte den 
Jahresbericht zur Kenntnis und berichtet über die Be- 
zirkstagung in Ritschenwalde und gab Erläuterungen 
zu dem neuen Vereinsgesetz. Der Rendant der Be- 
grabniskasse gab Aufschluß über den Stand derselben, 
und es wurde der weitere Ausbau der Kasse besprochen. 


Unter Allgemeines wurden die Eingänge verlesen und 
über ein abzuhaltendes Wintervergnügen gesprochen. 
Nach Schluß der Sitzung blieben die Teilnehmer noch 
zu gemütlicher Aussprache beisammen. 


Grätz, Traditionsmäßig veranstaltete die Orts- 
gruppe Grätz des Verbandes für Handel und Gewerbe 
im Hotel Zweiger ihr diesjähriges Fastnachtskränzchen 
und bot ihren Mitgliedern und den zahlreich erschienenen 
Gästen Gelegenheit in dieser schweren Zeit einige sorg- 
lose Stunden zu verbringen. Nach Begrüßung der Mit- 
glieder und Gäste durch den Vorsitzenden wechselten 
einige Lieder, sauber und klangvoll von einem Mädchen- 
chor vorgetragen, mit einer humorvollen Rezitation ab. 
Durch zwei flott gespielte Schwänke ‚Tante Stritzel- 
busch“ und ‚Der Diener Fritz“ wurde der Höhepunkt 
guter Laune erreicht. Ein, zwischen beiden Schwänken 
eingelegter ‚Spanischer Tanz‘, von zwei Damen des 
Vereins schmissig vorgetragen, erntete reichen Beifall. 
Durch die unermüdliche Kapelle zum Tanzen angeregt, 
fanden, nachdem sich die Teilnehmer bunte Kappen 
aufgesetzt hatten, die Beine bis in die späte Nacht keine 
Ruhe. Alles in allem war dieser Abend bestens ge- 
lungen. 


Krotoschin, Zu der am Donnerstag, dem 8. De- 
zember, stattgefundenen Mitgliederversammlung, hatte 
die Ortsgruppe auch die Damen zu einer gemeinschaft- 
lichen Kaffeetafel eingeladen. Nach beendeter Kaffee- 
tafel ergriff der Vorsitzende, Herr O. Schröter, das 
Wort zu seinem, bereits in der vorletzten Sitzung an- 
gekündigten Vortrag über die ‚Erfordernisse einer ord- 
nungsmaßigen Buchführung“ und andere aktuelle Fra- 
gen. Der stellvertretende Vorsitzende Herr K. Scholz 
dankte dem Redner im Namen der Versammlung für 
seine interessanten Ausführungen und brachte gleich- 
zeitig sein Bedauern darüber zum Ausdruck, daß gerade 
diejenigen Mitglieder, welchen diese hochaktuellen und 
zeitgemäßen Fragen am stärksten berühren müßten, 
den Versammlungen gewöhnlich fern zu bleiben pflegen. 
An den Vortrag schloß sich dann eine rege Aussprache, 
auch wurde vielfach der Wunsch geäußert, daß der- 
artige belehrende Vorträge sich doch recht oft wieder- 
holen mögen und die Einrichtung einer Buchstelle recht 
bald in die Tat umgesetzt wird, um den Mitgliedern 
hierdurch Gelegenheit zu bieten von dieser nützlichen 
Einrichtung recht ergiebig Gebrauch machen zu können. 
Als ein erfreuliches, fortschrittliches Zeichen konnte 
vermerkt werden, daß auch der kleine Kaufmann und 
Gewerbetreibende immer mehr zu der Überzeugung 
gelangt, daß eine geordnete Buchführung schließlich 
doch in jeder Beziehung nur von Nutzen sein kann 
und die Ausgaben hierfür in keinem Verhältnis zu den 
Vorteilen einer solchen stehen. Nach Schluß der Sitzung 
blieben die Mitglieder noch recht lange gemütlich bei- 
sammen. 


24 H. 


u. G. Nr. 2 


Międzychód, 
3. Januar 1933: 

Die heutige Generalversammlung ist durch den 
Vorstand ordnungsgemäß einberufen worden. 

Um &%, Uhr eröffnete der stellv. Vorsitzende, Herr 
R. Dietrich, die Versammlung. Da diese jedoch nicht 
beschlußfähig war, eröffnete Herr Dietrich eine halbe 
Stunde später eine neue Versammlung und begrüßte 
die Anwesenden mit einem „Glück auf‘ ins neue Jahr. 


Herr Dietrich gedachte hierauf in warmen Worten 
des durch den Tod dahingeschiedenen langjährigen 
I. Vorsitzenden Herrn O. Hellwig, dessen Andenken 
zu Ehren sich die Anwesenden von den Plätzen er- 
hoben. 

Aus dem erteilten Jahresbericht ist folgendes zu 
ersehen: Es fanden statt: i Generalversammlung, 9 Mo- 
natsversammlungen, 1 Goethefeier, gemeinsam mit dem 
Kreislehrer-Verein, sowie zwej Eisbeinessen. 


Am 1. Januar 1932 war ein Mitgliederbestand von 
36. Es schieden im Laufe des Jahres aus: durch Tod 2, 
freiwillig 4. Neu eingetreten sind 2, so bleibt am 31. De- 
zember 1932 ein Mitgliederbestand von 30. An Stelle 
des durch den Tod ausgeschiedenen I. Vorsitzenden, 
wurde als I. Vorsitzender Herr Rudolf Dietrich, als 
II. Vorsitzender Herr Otto Erich neu gewählt, wieder- 
gewählt wurde der Schriftführer Herr Otto Höth und 
der Kassierer Herr Wilhelm Hermann. 


Die eingelaufenen Schriften wurden verlesen und 
zur Debatte gebracht. Die Geschäftsstelle Poznan sandte 
ein herzliches Beileidschreiben zum Tode des Herrn 
Hellwig und wünschte der Ortsgruppe viel Glück im 
neuen Jahre. Zur nächsten Monatssitzung war der Orts- 
gruppe von der Geschäftsstelle Posen ein Lichtbilder- 
vortrag angeboten worden, dieser wurde jedoch von der 
Versammlung wegen der dadurch entstehenden Un- 
kosten auf später vertagt. 

Da sich niemand mehr zum Worte meldete, schloß 
der I. Vorsitzende Herr Dietrich um 3410 Uhr mit einem 
„Viel Glück‘ ins neue Jahr die Versammlung. 


Generalversammlung vom 


Neutomischel. Nach längerer Pause hatten sich 
die Mitglieder unserer Ortsgruppe im Kern’schen Saale 
zu einer Versammlung zahlreich zusammengefunden. 
Der Vorsitzende, Herr Kaufmann Tepper, begrüßte die 
Versammelten und erteilte dem vom Verbande aus 
Posen erschienenen Herrn Diplom-Kaufmann Heiden- 
sohn das Wort zu einem Vortrage. Herr H. sprach 
hauptsächlich über Steuerfragen, insbesonders über die 
in den letzten Tagen so aktuelle Einkommensteuer, 
wobei er auf vieles hinwies und vieles erwähnte was den 
meisten Steuerzahlern bei den Selbsteinschätzungen 
sehr wichtig ist. Auch über neue Steuerprojekte und 
ähnlich wichtige Angelegenheiten sprach der Redner 
in sehr fesselnder Weise. Er wies auch auf die Vorteile 
der Buchführung hin und forderte alle Mitglieder auf, 
sich an die seit mehr als ein Jahr bestehende Buchstelle 
in jeder Steuer- und Buchführungsangelegenheit zu 
wenden um gemeinsam gegen die willkürlichen Ein- 
schätzungen der Steuerorgane vorzugehen. Nach dem 
Vortrage folgte eine sehr lebhafte Diskussion. Herr 
Dr. Loll war auch noch mit einem späteren Zuge zur 
Versammlung erschienen und erteilte auf die von allen 
Seiten gestellten Fragen Auskunft. Die Sitzung wurde 
danach vom Vorsitzenden geschlossen. 


Neutomischel, Unsere Ortsgruppe veranstaltete am 
Sonnabend, dem 21. Januar, einen gemütlichen Abend 
wozu sich viele Verbandsmitglieder und auch Gäste 
mit ihren Angehörigen eingefunden hatten. Der Vor- 
sitzende der Ortsgruppe, Herr Kaufmann Otto Tepper, 
begrüßte die Versammelten und sprach den Wunsch 
aus, daß alle an diesem Abend die täglichen Sorgen, 


welche uns die Not der Zeit auferlegt, einmal für einige‘ 
Stunden vergessen möchten und somit dazu beizu- 
tragen, damit der Abend recht gemütlich und harmo- 
nisch verlaufen möge. Nach der Begrüßung ergriff Herr 
Redakteur Styra- Posen das Wort zu einem Vor- 
trage. Obwohl Herr Styra ziemlich heiser war, redete 
er trotzdem sehr deutlich und interessant von seiner 
Tatrareise. An Hand von Lichtbildern folgten alle Zu- 
schauer und Zuhörer in Gedanken in das Gebiet der 
schönen wie auch gefährlichen Berge und wohl in allen 
wurde der Wunsch wach, auch einmal so hinausfahren 
zu können, um all die Naturschönheit zu bewundern 
und zu genießen. Die rege Unterhaltung über den Vor- 
trag nach Beendigung desselben zeugte davon, welchen 
Beifall dieser bei allen Zuhörern gefunden hatte. 
Eine gute Kapelle sorgte nach dem Vortrage dafür, 
daß das Tanzbein recht fleißig geschwungen werden 
konnte. Der ganze Abend verlief sehr gemütlich, und 
viele Mitglieder äußerten den Wunsch, die Ortsgruppe 
möge recht bald wieder einen solchen Abend veran- 
stalten. Sch. 


Einem Müller, der über ein Kapital von 10 000 zł} verfügt, 
bietet sich die Möglichkeit, in eine neu aufgebaute Wassermühle 
mit Turbinenbetrieb und 110 Morgen große Landwirtschaft 
einzuheiraten. 


Geschäftsgrundstück in Festenberg in Schlesien, in dem 
ein Kolonialwarengeschäft und eine Tischlerei betrieben worden 
ist, ist sofort zu verkaufen. 


Kaufpreis beträgt bei Vorauszahlung 13 000 Rm. 
Nähere Angaben macht die Geschäftsstelle des Verbandes. 


Tüchtigem Schmied mit etwas Kapital bietet sich in Kreis- 
stadt Pommerellens günstige Gelegenheit zur Existenzbegrün- 
dung. Anfr. an die „Berufshilfe“ T. z., Poznan, Zwierzyniecka 8. 


Pachtmöglichkeit in Dorfgemeinde nahe Posen bietet sich 
tüchtigem, ehrlichen Gärtner kleinem Garten und einige Morgen 
Land günstig zu pachten. Wohnung vorhanden. Anfr. an die 
„Berufshilfe“ T. z., Poznań, Zwierzyniecka 8. 


In Lissa ist ein Geschäftsgrundstück in bester Lage sofort 
zu verkaufen. Nähere Auskunft erteilt Verband für Handel und 
Gewerbe e. V., Poznań, Zwierzyniecka 8. 


Vorkriegshypotheken auf in der Provinz belegenen Grund- 
stücken sofort zu verkaufen. Nähere Auskunft erteilt „Merkator“, 
Sp. z o. p., Poznań, Zwierzyniecka 8. 


In Kreisstadt Südposens ist ein Baugeschäft und Sägewerk mit 
vollständiger Maschineneinrichtung sowie Wohnhaus sofort zu ver- 
kaufen. Näheres erteilt der Verband für Handel und Gewerbe, 
Poznan, Zwierzyniecka 8. L. 29. 


Eingeführter Mehlvertreter. 

Kaufmann mit besten Empfehlungen, in mittleren. Jahren, intelli- 
gent, zuverlässig und allerbesten Beziehungen zu Bäckern und Händ- 
lerkreisen, sucht für Poznan Verbindung mit leistungsfähiger Mühle. 
Gute Sicherheiten, freies Lager und Büro. 

Auskunft erteilt der Verband für Handel und Gewerbe. 


Kalksandsteinfabrik umständchalber zu verkaufen. Tages- 
leistung 20 000 Steine. Einrichtung modern, komplett, eigenes 
Bahnanschlußgleis. Dazu gehörig 20 Morgen Sandlager und 
Zementfabrik, ferner 2 Wohnhäuser. Geschäftsauto (6 Zylinder 
„Chrysler“-Personenwagen) vorhanden. Bei bernahme wird 
für den Nachfolger eine 7 Zimmerwohnung frei. Näheres zu er- 
fragen im Verband für Handel und Gewerbe, e. V., Poznan, 
Zwierzyniecka 8. L. 34. 


Bäckereigrundstück in Kleinstadt Südposens mit 1 Morgen 
Land zu verkaufen. Zum Bäckereibetrieb gehörig: Laden, Back- 
stube, 2 Zimmer und Küche. Außerdem 2 Wohnungen mit je 
1 Zimmer und Küche vorhanden, L. 35. 


Verantwortlicher Schriftleiter: Dr. Loll, Poznań, 

Zwierzyniecka 8. Herausgegeben vom Verband 

für Handel u. Gewerbe, Poznań, Zwierzy- 
niecka 8. Druck: Concordia Sp. Akce., Poznań. 
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P.6. Müller. 


Katowice, 
plac Wolności 2. 


Kohlen 
Koks 
Kalk 


Gegründet 1895. 


Drahtzaungeflecht 
mittelkräftig 
2.0 mm oder 2.2 mm 
0.95 zl pro m? 1.10 zi 
3.0 mm Einfassung 20 gr De 
Bindedraht 12 mm 1.60 z 
Garten-,Fenster-,Ornament- ao ia 

Kathedral-, Roh-, Draht- und snalleröraht = a ; go a 
Farben-Glas etc., Glaserkitt, Sbanndeakt yo ae 13.60 a 
de En Koppeldraht 5,0 mm . p Zi 
Stacheldraht 2-spitzig 13. — 2 
chau ensterse einen Stacheldrabt 4-spitzig .17.— zł 

empfiehlt alles verzinkt pra 100 lfd. mtr. 

Polskie Biuro Sprz. Szkła ab Fabrik unter Nachnahme 


Drahtgeflechtfabrik 
Alexander MAENNEL 


Nowy Tomysl-W. 10 


Spółka Akcyjna, POZNAŇ, 
Male Garbary 7a, Tel. 28-63. 


Filiale in Łódź: 
ul. Pusta 15/17, Tel, 134-53. 


Reklame- N 
| und Geschäfts-Drucksachen | 


il in eln- und mehrfarbiger li 
il Ausführung liefern wir ll 
Il sauber und billigst Il 


I CONCORDIA Sp. Akc. | 


j Poznan, ulica Zwierzyniecka 6. N 


.G. III 


Włoska Spółka Akcyjna | 
Powszechna Asekuracja w Tryjescie 


ASSICURAZIONI 
GENERALI TRIESTE 


Gegründet 1831 


Garantiefonds Ende 1930; 
L. 1417529 558.17 


Vertragsgesellschaft 
der Westpolnischen Landwirtschaftlichen 
Gesellschaft, des Landbundes Weichselgau 
a. anderen wirtschaftlichen Organisationen 


“x 


Lebens-, Feuer-, Haftpflicht-, 
Unfall-, Einbruchsdiebstahl.-, 
Transport- und Valoren- 
Versicherung 


Kostenlose fachmännische Beratung 
und Vertreterbesuch durch die: 


Subdirektion: Tezew, ul. Kopernika 9 
Filiale: Poznań, ul. Kantaka 1. 


Freunde 
wollen Sie wieder begleiten: 


1. -KOSMOS» TERMIN - KALENDER 


für das Jahr 1933 


das bekannte Hilfsbuch für jeden Geschäftsmann, mit 
den wichtigsten Gesetzen und Verordnungen Im Anhang 
250 Seiten, Preis nur 4,50 zi. 


2. LANDW. TASCHENKALENDER 
für Polen 1933. 


Kalendarium, Notizblätter, Tabellen usw. für den Klein-, 
Mittel- und Grosslandwirt, grüner Leinenband zł 4 50. 


3. DEUTSCHER HEIMATBOTE 


in Polen, Kalender für das Jahr 
1933, der deutsche Hauskalenser in jeder deut- 
schen Familie. — Schöne Ausstattung. reich bebilderier 
Inhalt, Jahrmarktsverzeichnisse, Preis zł 2,— 


und warten auf Sie in Jeder Buchhandlung. 


KOSMOS == POZNAN 


ul. Zwierzyniecka 6. Telefon Nr. 61-05 und 62-75, 


REKLAME- UND VERLAGSANSTALT 


E 


IV H. u. G. 
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Johannes Linz, Roicz 


Gegründet 1862. 

Inh.: Georg Linz, Ingenieur 
Maschinenfabrik, Eisen- und Metallgießerei 
Kesselschmiede und Reparatur - Werkstatt. 
Technisches Büro 
liefert alle Maschinen und Apparate für 


jeden gewerblichen Betrieb 


besonders für 
Zuckerfabriken, Brauereien 
Malzfabriken, Brennereien 
Ziegeleien u. Landwirtschaft. 


Reparaturen jeder Art 


werden schnell und sachgemäß ausgeführt 
Monteure jederzeit disponibel. 


Eisen- u. Metallguß in la Ausführung. 
Eigene Modelltischlerei ! 
Tel. 16 Rawicz. P. K. O. Poznań 201 788, 
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Danziger Priva-Aetien-Bank 


Filiale Posen. 
Poznań, ul. Pocztowa 10. Telephon 3053, 1973. 


Hauptbank Danzig. 
nn een ke = 


Zweigniederlassungen in Polen 


Poznafı (Posen) 
Grudziadz (Graudenz) 
Starogard (Stargard) 

Tczew (Dirschau) 


——— 


Ausführung aller 
bankgeschäftlichen Transaktionen, 
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Bank für Handel und Gewerhe Poznan 


Poznalski Bank dla handli i przemysii 


Sp. Akc. 
Zentrale: Poznań, ul. Masztalarska 8a, 
Depositenkasse: ul. Wjazdowa 8. 


Telegramm-Adr. Poznań: Gewerbebank 
Telephon 3054, 2251, 2249. 
P.K.O. Poznań: Nr. 200 490. 


* 


FILIALEN: 
Bydgoszez, Inowroelau, Rawiez, 
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Ausführung sämtlicher 
bankgesch. Transaktionen. 


Biuro Techniczno -Handlowe 


A. GLASER, Poznan 


ul. 27 Grudnia 16 


Telephon 50-16. Telegr.-Adr. „Technohandel“ 


en sofort ab Lager zu äußersten Fabrikpreisen: 


e Treffen seee Sphläljelß 


Klingerit- Wasserstands- 
soes Alle] Se. sehläner 


E Ra n 


Lager-Metalle - Banea- und Lötzinn 


in Blöcken, sowie Stäben. 


Schmieröler, Staufferbüchsen, Benzin-Löt- 
lampen und -Kolben, Stahl- und Messing- 
Draht-Bürsten, technische Filze, Fiber in 


Platten und Stäben, Putzwolle sowie sämtl. 
technischen Artikel 
für Maschinenbedarf und Landwirtschaft. 


